
Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 

Drucksache 13/6508 
11.12.96 

Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Große Anfrage der Abgeordneten Markus Meckel, Ernst Bahr, Hans-Werner 
Bertl, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
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Situation an der deutsch-polnischen Grenze und Weiterentwicklung der guten 
Nachbarschaft zwischen der Republik Polen und der Bundesrepublik Deutschland 
im grenznahen Gebiet 

Seit der Unterzeichnung des Vertrages über gute 
Nachbarschaft und freundschaftlicher Zusammen-
arbeit zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Polen am 17. Juni 1991 sind fünf Jahre 
vergangen. Die Beziehungen zwischen beiden Staaten 
haben sich aufgrund dieses Vertragswerkes und der 
Zusammenarbeit auf politischer, wirtschaftlicher und 
kultureller Ebene erheblich verbessert. Das gilt auch 
für die grenznahe Zusammenarbeit. Die letzten fünf 
Jahre sind eine Erfolgsgeschichte: 

1991 wurde der visafreie Verkehr eingeführt. Die Zahl 
der Grenzübertritte, ob auf den Personen- oder Trans-
portverkehr bezogen, ist seither sprunghaft gestiegen. 
Mehrere Grenzübergänge wurden neu eröffnet. Eine 
Regierungskommission mit Vertretern beider Staaten 
begleitet die Entwicklung der Beziehungen im grenz-
nahen Raum sowie zwischen unterschiedlichen Regio-
nen. Die deutsch-polnische Wirtschaftsförderungsge-
sellschaft kann der Nachfrage für wi rtschaftliche Ko-
operation kaum Herr werden, so groß ist das Interesse. 
Der Deutsch-Polnische Umweltrat befaßt sich in ver-
schiedenen Kommissionen und Arbeitsgruppen mit 
den für beide Seiten wichtigen Umweltproblemen. Die 
Kommunalpolitiker der Grenzregion arbeiten in den 
vier Euroregionen intensiv zusammen. Die EU fördert 
mit den Programmen Interreg und PHARE die deutsch-  
polnische Grenzregion, manche Schwierigkeiten in der 
Gestaltung dieser Förderung werden überwunden. Das 
Deutsch-Polnische Jugendwerk (DPJW) fördert zu-
nehmend auch Kontakte zwischen Jugendlichen aus 
der Grenzregion. Auch die Zusammenarbeit der Parla-
mentarier beider Länder auf den verschiedenen Ebe-
nen hat eine erfreuliche Breite und Intensität ge-
wonnen. 

Die Stiftung für deutsch-polnische Zusammenarbeit 
hat bisher mehr als 280 Mio. DM aus dem Milliarden-
kredit, den Bundeskanzler Dr. Helmut Schmidt im 
Jahre 1976 Polen gewährte, für deutsch-polnische 
Partnerschaftsprojekte in allen Teilen Polens zur Ver-
fügung gestellt. 

Die Beispiele ließen sich vermehren. Trotz dieser vielen 
Erfolge und Fortschritte ist die Situation an der 
deutsch-polnischen Grenze jedoch noch von mancher-
lei Problemen gekennzeichnet, die dringend einer 
Lösung bedürfen, wie das geplante und bedauer-
licherweise nicht umgesetzte „Regionalförderpro-
gramm Kultur" zeigt. 

Vorbemerkung 

Die letzten fünf Jahre der grenzüberschreitenden 
deutsch-polnischen Zusammenarbeit sind in der Tat 
eine Erfolgsgeschichte. Gebietskörperschaften sowie 
staatliche und private Stellen auf beiden Seiten, be-
sonders aber ungezählte deutsche und polnische Bür-
ger haben daran mitgewirkt. Die Bundesregierung 
stimmt deshalb den Feststellungen, die in den ein-
leitenden Bemerkungen der Großen Anfrage enthalten 
sind, ausdrücklich zu. Tatsächlich ist es den zahlrei-
chen Gremien und Institutionen, die sich mit Fragen 
der grenznahen und grenzüberschreitenden Zusam-
menarbeit befassen, gelungen, die Situation auf beiden 
Seiten der Grenze deutlich zu verbessern. Viel bleibt 
jedoch noch zu tun. Dies gilt insbesondere für die Lage 
an den Grenzübergängen, wo die in enger Abstim- 
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mung mit den zuständigen polnischen Stellen unter-
nommenen Schritte zwar nennenswerte Ver-
besserungen bewirkt haben, jedoch mit der starken 
Ausweitung des grenzüberschreitenden Verkehrs 
kaum Schritt halten können. Die strukturellen Pro-
bleme, die vielfach schnellen Lösungen entgegen-
stehen, sind bekannt. Die Arbeit der Deutsch-Polni-
schen Regierungskommission für regionale und grenz-
nahe Zusammenarbeit, die zwar keine eigenen 
operativen Kompetenzen hat, dafür aber eng mit den 
zuständigen Fachressorts, Regionen und Kommunen 
kooperiert, sowie die Arbeit der anderen bilateralen 
Gremien (beispielhaft erwähnt seien der Umweltrat, 
die Raumordnungskommission, das Jugendwerk und 
die Expertengruppe für Grenzübergänge) zeigen je-
doch, daß erhebliche Fortschritte möglich waren und 
auch weiter möglich sind. 

Auch wenn Aspekte der Großen Anfrage breiter ange-
sprochen sind, müssen sich die Antworten der Bundes-
regierung grundsätzlich auf ihren Tätigkeits- und Zu-
ständigkeitsbereich beschränken. Ein umfassendes 
Bild der deutsch-polnischen grenznahen Zusammen-
arbeit würde voraussetzen, insbesondere die Zu-
ständigkeiten der an der Grenze gelegenen Länder 
und Gemeinden zu berücksichtigen. Die Kompetenzen 
und Aufgaben der Bundesregierung bestehen vielfach 
darin, für die Aktivitäten der Länder und Gemeinden 
eine Grundlage oder einen Rahmen zu schaffen. 

Entsprechendes gilt in noch stärkerem Maße für Bür-
ger, Vereine, Kirchen, Gewerkschaften und andere 
gesellschaftliche Gruppen, die jeder grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit - so auch der mit Polen - 
ihre volle Substanz geben. Die Bundesregierung 
möchte in diesem Zusammenhang die Gelegenheit 
nutzen, das hervorragende Engagement vieler Tau-
sender Menschen in den grenznahen Regionen sowie 
einer Vielzahl von Kommunen bei der Zusammenarbeit 
mit unserem polnischen Nachbarn ausdrücklich zu 
würdigen. 

I. Abwicklung der Grenzabfertigung, Ausbau der 
Grenzübergänge 

1. Wie viele neue Grenzübergänge sind bis zum 
Jahre 2000 insgesamt geplant? 

Nach dem deutsch-polnischen Regierungsabkommen 
über Grenzübergänge und Arten , des grenzüber-
schreitenden Verkehrs vom 6. November 1992 sollen 
insgesamt 13 neue Übergangsstellen geöffnet werden. 
Davon konnten bisher sieben in Betrieb genommen 
werden, so daß insgesamt 31 Übergänge an der Grenze 
zu Polen für den Personen- und teilweise für den 
Warenverkehr zur Verfügung stehen. 

Über die Zulassung der im vertraglichen Programm 
aufgeführten übrigen sechs Übergänge haben bereits 
Fachgespräche zur Konkretisierung der Öffnungs-
modalitäten stattgefunden, ohne daß schon konkrete 
Ergebnisse vorliegen. Die Bundesregierung hat sich 
darüber hinaus in mehreren Fällen für die Freigabe 
solcher Übergangsstellen eingesetzt, die im Ab

-

kommen von 1992 nicht genannt sind. Die polnische 
Seite machte jedoch geltend, daß die angespannte Fi-
nanzsituation zunächst nur die Realisierung der bis-
lang vereinbarten Projekte gestattet. 

Die Bundesregierung wird ihre Bemühungen fortset-
zen. 

2. Wie viele der neu geplanten Grenzübergänge sind 
ausschließlich für den kleinen Grenzverkehr vor-
gesehen? 

Die Perspektivliste des erwähnten Abkommens über 
Grenzübergänge bezieht sich nicht auf Grenzüber-
trittsstellen für den Kleinen Grenzverkehr. Insoweit 
besteht kein vertraglich festgelegtes konkretes Pro-
gramm. Auf nachdrückliches deutsches Drängen ist es 
erst zu Beginn des Jahres 1996 gelungen; drei Pas-
sierpunkte bei Blankensee, Schwennenz und Me-
scherin für die Bewohner von Grenzgemeinden ein-
zurichten. Eine weitere Übertrittsstelle ist an der ge-
planten Altstadtbrücke in Görlitz vorgesehen. 

3. Werden provisorische Grenzübergänge geplant, 
um das Verkehrsaufkommen bis zur Fertigstellung 
der geplanten Grenzübergänge aufzufangen? 

Grundsätzlich sind provisorische, später wieder entfal-
lende Übergangsstellen als Vorläufer der endgültigen 
Übergänge nicht geplant. 

Möglich ist jedoch, Teilbereiche eines im Bau befindli-
chen Grenzübergangs vor der Fertigstellung des Ge-
samtobjektes bereits für bestimmte Arten des grenz-
überschreitenden Verkehrs freizugeben, um für einen 
beschleunigten Abfluß des Verkehrsaufkommens zu 
sorgen. In diesem Sinne ist z. B. im Fall des Autobahn-
übergangs Ludwigsdorf verfahren worden. 

Die Bundesregierung wird eine solche Stufenlösung 
immer dann vorschlagen, wenn die örtlichen Gege-
benheiten und die jeweiligen baulichen Bedingungen 
dies möglich machen. 

4. Wie weit ist die Realisierung einer räumlichen 
Zusammenlegung der polnischen und deutschen 
Kontrollbehörden an den schon bestehenden 
Übergängen? 

Gemäß der Anlage 1 zum Abkommen zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung der Republik Polen über Grenzübergänge 
und Arten des grenzüberschreitenden Verkehrs sind 
an der deutsch-polnischen Grenze 18 Straßen-, acht 
Eisenbahn- und fünf Flußübergänge vorgesehen. Bei 
allen Straßenübergängen bis auf einen ist die räum-
liche Zusammenlegung bereits realisie rt , es werden 
jedoch weitere Baumaßnahmen durchgeführt, um eine 
optimale Unterbringung zu gewährleisten. Nur am 
Straßenübergang Ostritz/Ostritz-Bahnhof (Krzewina 
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Zgorzelecka) ist aus topographischen Gründen die 
räumliche Zusammenlegung der Grenzabfertigungs-
anlagen nicht möglich. Gemeinsame Grenzabferti-
gungsanlagen können sich - auch wechselseitig - auf 
dem Hoheitsgebiet beider Staaten befinden, wobei die 
Ausgangs- und die Eingangsabfertigung sowohl des 
Reise- als auch des Warenverkehrs stets gemeinsam 
durchgeführt werden. Bei den Eisenbahn- und Fluß-
übergängen ist eine räumliche Zusammenlegung der 
Grenzabfertigungsanlagen nicht zweckmäßig, die 
Grenzabfertigung im fahrenden Zug oder auf dem 
Schiff wird jedoch von deutschen und polnischen Be-
amten gemeinsam durchgeführt. 

5. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung 
angesichts des erheblichen Schwerlastverkehrs 
auch auf Nebenstrecken (Bundes-, Land- und 
Kreisstraßen), die Verkehrsinfrastruktur im grenz-
nahen Bereich vorrangig auszubauen? 

Von den derzeit 18 Straßenübergängen an der deutsch-
polnischen Grenze sind 10 für den Güter- bzw. Waren-
verkehr zugelassen, die restlichen 8 nur für den Perso-
nenverkehr. Die für den Güter- bzw. Warenverkehr zu-
gelassenen und damit von der Zunahme des grenz-
überschreitenden Verkehrs besonders stark be-
troffenen Straßenübergänge liegen ausschließlich im 
Zuge von Bundesautobahnen (4) oder Bundesstraßen 
(6). Im Bereich der 4 betroffenen Autobahnen (A 11, 
A 12, A 15, A 4) wurden bisher sowohl organisatorische 
(zur Verbesserung der Abfertigung) als auch bauliche 
(zur Kapazitätserweiterung) Maßnahmen vorgenom-
men. Der Ausbau der zu Straßenübergängen führen-
den Bundesstraßen im grenznahen Bereich geschieht 
seit 1991 und ist inzwischen mit Ausnahme der Orts-
umgehungen weitgehend abgeschlossen. Die Pla-
nungen für diese Ortsumgehungen werden intensiv 
betrieben, so daß davon auszugehen ist, daß die noch 
vorhandenen Ausbaulücken in den nächsten Jahren 
geschlossen werden können. 

6. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
den insbesondere mit den Sonntagsfahrverboten 
zusammenhängenden Stauerscheinungen vor 
bzw. nach Sonn- und Feiertagen entgegen-
zuwirken? 

Die zuständigen Bundes- und Landesbehörden haben 
grundsätzlich Einigung über ein Vorhaben erzielt und 
sind z. Z. mit der raschen Klärung von Details befaßt, 
das dazu dienen soll, grenzüberschreitenden Waren-
verkehr auch an Sonn- und Feiertagen zur Einreise 
abzufertigen, um Staubildungen auf polnischem Ge-
biet abbauen zu helfen und die deutsche Eingangs-
kontrolle zu Wochenbeginn zu erleichtern. 

Zu diesem Zweck müssen entsprechende Geschäfts-
zeiten der Grenzspediteure erwirkt und Ausnah-
megenehmigungen für Lkw vom Sonn- und Feiertags-
fahrverbot für gewisse Strecken von der Grenze bis zu 
grenznahen Halteplätzen erteilt werden. Die Maß

-

nahme kommt insbesondere der polnischen Seite zu-
gute. 

Nach abschließender Klärung soll in Gesprächen mit 
der polnischen Regierung auf polnisches Entgegen-
kommen bei Fragen hingewirkt werden, die vorrangig 
in deutschem Interesse liegen, wie etwa eine zu-
friedenstellende Lösung der Frage der Abfertigung von 
Lafettenfahrzeugen und die zügige Errichtung der 
Zollstraße in Swiecko II. 

Dabei werden auch das von polnischer Seite kurzfristig 
mit Wirkung vom 18. Juli 1996 für Lkw ab 16 t zul. Ge-
samtgewicht eingeführte Feiertagsfahrverbot sowie 
das ab Juni 1998 geltende Wochenendfahrverbot für 
die Sommermonate zu berücksichtigen sein. 

7. Wie beurteilt die Bundesregierung den Stand des 
Straßen-, Schienen- und Wasserstraßenbaus im 
deutsch-polnischen Grenzraum? 

An der Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur im 
deutsch-polnischen Grenzraum wird intensiv gearbei-
tet. Für den Straßenverkehr wird auf die Antwort zu 
Frage 5 verwiesen. Von Bedeutung ist auch, daß nicht 
einseitig Maßnahmen ergriffen werden. So werden für 
den Bereich der Bundesfernstraßen in bilateralen Ge-
sprächen Abstimmungen vorgenommen, um den zeit-
gleichen Ausbau der Straßen beiderseits der Grenze, 
d. h. auf deutschem und auf polnischem Gebiet, si-
cherzustellen. 

Parallel zum Ausbau der Straßeninfrastruktur sollen 
die Eisenbahnverbindungen mit der Republik Polen 
verbessert werden, denn eine entsprechende grenz-
überschreitende Schieneninfrastruktur bildet die Vor-
aussetzung für die verkehrspolitisch gewünschte Ver-
lagerung von Verkehren von der Straße auf die 
Schiene. 

Im Bundesverkehrswegeplan 1992 (BVWP '92) sind 
unter „Länderübergreifende Projekte" zwei Maß-
nahmen, die den grenzüberschreitenden Eisenbahn-
verkehr zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und Republik Polen betreffen, enthalten: 

— Ausbaustrecke Dresden — Görlitz — Grenze D / PL 
(— Breslau), 

— Ausbaustrecke Berlin — Frankfu rt /O. — Grenze D / 
PL (— Warschau). 

Voraussetzung zum Ausbau dieser Strecken ist aller-
dings eine Vereinbarung mit Polen sowie die Erfüllung 
der üblichen Wirtschaftlichkeitskriterien. Zur Prüfung 
und Erarbeitung dieser Voraussetzungen ist eine bila-
terale Arbeitsgruppe eingesetzt worden, die den Auf-
trag erhielt, zu den beiden geplanten Schienenstrek-
ken die notwendigen Untersuchungen durchzuführen. 
Der Schlußbericht zu diesen Untersuchungen liegt 
mittlerweile vor und wird z. Z. ausgewertet. Danach 
wird gemeinsam mit der polnischen Seite das weitere 
Vorgehen festgelegt werden. 

Um Möglichkeiten zur Verlagerung von Verkehren von 
der Straße auf einen der umweltfreundlicheren Ver- 
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kehrsträger zu schaffen, wurde im Rahmen der Auf-
stellung des BVWP '92 auch untersucht, welche Aus-
bauvorhaben im ostdeutschen Wasserstraßennetz 
durchgeführt werden sollen. Im Ergebnis wurden fol-
gende Vorhaben in den Vordringlichen Bedarf des 
BVWP '92 eingestellt: 

— Ausbau des Peenestromes nördlich Wolgast, 

— Ausbau der Havel-Oder-Wasserstraße (einschließ-
lich Bau eines zweiten Schiffshebewerks an der 
überlasteten Kanalstufe Niederfinow) sowie der 
Hohensaaten-Friedrichsthaler-Wasserstraße. 

Mit dem Bau des Peenestroms wurde bereits be-
gonnen. Die Maßnahmen an der Havel-Oder-Wasser-
straße beschränken sich z. Z. auf bestandserhaltende 
Sicherungsmaßnahmen. Die Ausbauvorhaben an der 
Havel- Oder-Wasserstraße und an der Hohensaaten-
Friedrichsthaler-Wasserstraße erfordern umfangreiche 
Planungsvorbereitungen und hohen Finanzbedarf; 
dies gilt insbesondere auch für den Bau des zweiten 
Schiffshebewerks Niederfinow. Die Realisierung dieser 
Projekte wird daher erst auf längere Sicht möglich sein. 
Am Oder-Spree-Kanal konnte die Grundinstand-
setzung der Schleusen in Eisenhüttenstadt im wesent-
lichen abgeschlossen werden. An der Oder werden die 
Unterhaltungsmaßnahmen laufend zwischen der deut-
schen und der polnischen Wasserstraßenverwaltung 
abgestimmt. 

8. Welche Auswirkungen hat das Verkehrswegeaus-
baukonzept Paris—Moskau der EU auf die 
Verkehrswegeplanungen an der deutsch-polni-
schen Grenze? 

Die im Rahmen des Paneuropäischen Korridors II 
(Berlin — Warschau — Minsk — Moskau) noch insbe-
sondere auf polnischer Seite vorgesehenen Ver-
besserungen der Verkehrsinfrastruktur werden vor al-
lem die Qualität der Verkehrsverbindung steigern. Die 
bestehenden negativen Erscheinungen (Rückstaus mit 
den daraus resultierenden negativen Auswirkungen) 
sind nicht durch Engpässe der Verkehrsinfrastruktur, 
sondern durch die erforderlichen Grenzkontrollen (EU

-

Außengrenze) bedingt. Im Rahmen der Entwicklung 
des Paneuropäischen Korridors II wurde daher eine 
Arbeitsgruppe eingesetzt, die administrative und wer-
kehrliche Verbesserungsmöglichkeiten insbesondere 
an der deutsch-polnischen Grenze erarbeiten soll. 

9. Hält die Bundesregierung die derzeitigen Haus-
haltsmittel für den Ausbau der Grenzübergänge für 
ausreichend? 

Der Ausbau der Grenzübergänge auf deutschem Ho-
heitsgebiet ist nahezu abgeschlossen. Haushaltsmittel 
im erforderlichen Umfang standen zur Verfügung. Auf 
polnischer Seite befinden sich noch die beiden grö-
ßeren Grenzabfertigungsanlagen Forst-Autobahn-Er-
lenholz (Olszyna) und Guben-Guben (Gubin) im Pla-
nungsstadium. Die Mittel hierfür müssen von der Re

-

publik Polen aufgebracht werden. Die deutsche Seite 
hat in beiden Fällen einen Baukostenzuschuß von 20 
Mio. DM für den Fall in Aussicht gestellt, daß die Fi-
nanzierung durch die polnische Seite anders nicht si-
chergestellt werden kann. 

Die technischen Voraussetzungen für die Auszahlung 
sind jedoch noch nicht erfüllt. 

10. Kann die Bundesregierung Auskunft über den 
Stand der Gespräche bezüglich des Grenzüber-
ganges Schwedt-Nord und die polnische Haltung 
zu diesem Vorhaben geben? 

Die Öffnung eines neuen Übergangs Schwedt-Nord ist 
erst jüngst vom Land Brandenburg vorgeschlagen 
worden. Die Kommission „Grenzübergänge" wird den 
Vorschlag umgehend prüfen und bei der nächsten 
Verhandlungsrunde mit Polen zur Sprache bringen. 

Die Aussichten für eine rasche Verständigung werden 
nicht besonders günstig bewertet, da der Übergang 
nicht in der Perspektivliste des bereits erwähnten 
deutsch-polnischen Abkommens vom 6. November 
1992 vorgesehen ist und Abfertigungsanlage, Gebäude 
sowie Parkplätze des bestehenden Übergangs 
Schwedt-Niederkränig (Krajnik Dolny) gerade erst 
aufwendig renovie rt  werden. 

II. Zur Entwicklung des Grenzverkehrs 

11. Wie hat sich das Volumen des Grenzverkehrs ins-
gesamt entwickelt (Grenzübertritte, Warenaus-
tausch/Abfertigungen etc.)? 

Seit der deutschen Vereinigung ist das Volumen des 
Grenzverkehrs von und nach Polen dramatisch ange-
stiegen. Erste vergleichsfähige Zahlen liegen aller-
dings erst für das Jahr 1991/92 und die Folgejahre vor. 
Danach haben sich die Reisendenzahlen an der 
deutsch-polnischen Grenze in den letzten fünf Jahren 
nahezu vervierfacht: 

Jahr Ein- und Monatsdurchschnitt 

Ausreisen (in Millionen) 
(in Millionen) 

1991 ca. 35 2,9 

1992 113,8 9,5 

1993 154,8 12,9 

1994 152,7 12,7 

1995 131,2 10,9 

Der grenzüberschreitende Lkw-Verkehr an der 
deutsch-polnischen Grenze hat sich - nach einem ra-
piden Anstieg Anfang der 90er Jahre, für den aller-
dings keine umfassenden Gesamtzahlen vorliegen - in 
den Jahren 1992 bis 1995 wie folgt entwickelt: 
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Jahr 1992 1993 1994 1995 1996 
(Prognose) 

Lkw 1 268 1 724 1 845 1 889 2 000 

(Angaben in Tausend) 

Quelle: Daten der Personalbedarfsberechnung der Zollverwaltung. 

Die Zahl der Abfertigungen in der Warenein- und 
-ausfuhr hat sich in den Jahren 1993 bis 1995 wie folgt 
entwickelt: 

Jahr 1993 1994 1995 

Wareneinfuhr: 665 000 790 000 1 135 000 
Warenausfuhr: 2 184 000 2 460 000 2 410 000 
Gesamtsumme: 2 849 000 3 250 000 3 545 000 

Quelle: Daten der Personalbedarfsberechnung der Zollverwaltung. 

12. Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, den 
kleinen Grenzverkehr verstärkt zu unterstützen 
und reicht dafür der bisherige rechtliche Rahmen 
aus? 

Das einschlägige deutsch-polnische Abkommen vom 
6. November 1992 berechtigt Bewohner grenznaher 
Gemeinden, die Grenze an regulären Übergängen 
oder besonderen Übertrittsstellen mit dem Personal-
ausweis zu überschreiten und sich in den Grenz-
gemeinden des jeweils anderen Staates bis zu sieben 
Tage aufzuhalten. 

Bewohner des deutschen Grenzgebiets haben dadurch 
nur geringe Vorteile, da sie die Grenze ohnehin mit 
dem Personalausweis überqueren dürfen. Die Ver-
günstigung beschränkt sich also darauf, spezielle 
Übertrittspunkte benutzen zu können. Sie werden al-
lerdings kaum frequentiert. Für die Einrichtung zu-
sätzlicher Grenzöffnungen dieser Art  ist daher bisher 
lediglich im Fall der Altstadtbrücke in Görlitz ein Be-
darf festgestellt worden. 

Von daher würde der angestrebte Nutzen in keinem 
vertretbaren Verhältnis zu dem Aufwand stehen, der 
sich durch den Bau von Brücken und Zufahrtswegen 
ergäbe. Die Bundesregierung sieht deshalb z. Z. keine 
dringende Notwendigkeit, den Kleinen Grenzverkehr 
mit Polen auszubauen. 

13. Wie bewährt  sich nach Ansicht der Bundesregie-
rung das am 5. April 1995 unterzeichnete Ab-
kommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Republik Polen über die Zusammen-
arbeit der Polizei- und Grenzschutzbehörden in 
den Grenzgebieten? 

Das deutsch-polnische Abkommen über die Zusam-
menarbeit der Polizei- und Grenzschutzbehörden in 
den Grenzgebieten vom 5. April 1995, das seit dem 
1. Juli 1995 aufgrund Notenwechsels vorbehaltlich und 
nach Maßgabe des nationalen Rechts vorläufig ange-
wandt wird, hat sich bewährt . 

Die zuständigen Polizeistellen in den beteiligten Län-
dern Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg und 
Sachsen pflegen mit den benachbarten polnischen Po-
lizeidiensten über die schon bisher gute Kooperation 
hinaus noch engere permanente und anlaßbezogene 
Kontakte. Diese umfassen u. a. regelmäßige Arbeits-
gruppensitzungen, die Einrichtung wechselseitiger 
Koordinierungsstellen, den Betrieb einer gemeinsamen 
Beratungsstelle in Guben als Service-Institution für die 
Bürger, die Herausgabe eines zweisprachigen Hand-
buchs für die praktische polizeiliche Dienstverrichtung 
sowie die Durchführung von Sprachkursen. 

Eine weitere Intensivierung hat auch die operative Zu-
sammenarbeit der Grenzschutzkräfte erfahren. Zur 
Zeit wird geprüft, gemischt besetzte Streifentrupps auf 
deutschem wie auf polnischem Hoheitsgebiet ein-
zusetzen. 

14. Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, das 
deutsche Grenzschutz- und Zollpersonal an der 
deutsch-polnischen Grenze zu verstärken? 

Wie wird der Personalbestand auf der polnischen 
Seite eingeschätzt? 

An den Ostgrenzen einschließlich des bayerischen 
Grenzabschnitts wurde das Personal des Bundes-
grenzschutzes (BGS) seit 1991 um über 4 000 Einsatz-
kräfte auf derzeit rd. 5 600 erhöht. Davon verrichten ca. 
2 800 Dienst an der deutsch-polnischen Grenze. 

Anlaß für diese Personalaufstockung war nicht zuletzt 
auch die Inkraftsetzung des Schengener Durch-
führungsübereinkommens am 26. März 1995. Dieses 
Übereinkommen bewirkt einerseits den Abbau der 
verdachts- und ereignisunabhängigen Kontrollen an 
den Binnengrenzen; andererseits forde rt  es als Aus-
gleichsmaßnahmen intensive Kontrollen nach einem 
strengen, einheitlichen Sicherheitsstandard an den 
Außengrenzen der Schengener Vertragsstaaten. 
Deutschland trägt u. a. mit Blick auf die besondere Mi-
grations- und Kriminalitätsbelastung der Ostgrenzen 
hohe Verantwortung für die Sicherheit auch seiner 
Schengen-Partner in Westeuropa. Mit Erreichen der 
derzeitigen Personalkonzentration - eine höhere Poli-
zeidichte besteht an keiner sonstigen Grenze in Europa 
- ist die wichtigste Grundbedingung für eine effektive 
Grenzüberwachung grundsätzlich erfüllt. 

Gleichwohl ist im Zuge der geplanten Umstruk-
turierung des BGS eine Neuverteilung der Kräfte im 
BGS unter Berücksichtigung der prioritären einzel-
dienstlichen Aufgaben des BGS vorgesehen. Das 
zugrundeliegende BG S-Neustrukturierungskonzept, 
welches am 12. Juni 1996 dem Innenausschuß des 
Deutschen Bundestages vorgestellt wurde, sieht u. a. 
vor, die einzeldienstliche Grenzsicherung an der deut-
schen Ostgrenze, den zentralen Einsatzschwerpunkt 
des BGS, zu verstärken. Grundidee der bevorsteh-
enden Neugliederung ist es, das vorhandene BGS

-

Personal so nah wie möglich an den Ort der täglichen 
Aufgabenerfüllung zu bringen. Bislang wird das erfor-
derliche Personalkontingent an den Ostgrenzen in die- 
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ser Höhe nur durch den roulierenden Rückgriff auf Be-
amte aus den BGS-Verbänden erzielt. 

Durch eine Konsolidierung der bedarfsgerechten Per-
sonalausstattung an der Ostgrenze und eine nochma-
lige Verbesserung der Organisation des BGS durch die 
Einrichtung neuer BGS-Inspektionen und BGS-Ämter 
soll durch das BGS-Entscheidungskonzept insgesamt 
die Effizienz der Arbeit des BGS an den Ostgrenzen 
nochmals deutlich gesteigert werden. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die polnische 
Seite die Grenzen zu den östlichen Nachbarländern 
Rußland, Litauen, Weißrußland und Ukraine mit be-
sonderer Aufmerksamkeit betrachtet. Die grenz-
polizeiliche Lage Polens, das mit Blick auf die Migra-
tionsbewegungen überwiegend als „Transitland" ge-
nutzt wird, ist an dessen Ostgrenzen von hohen 
illegalen Zuwanderungen und damit zusammen-
hängender grenzüberschreitender Kriminalität ge-
prägt. Folglich wird an diesen Schwerpunktgrenzen zu 
Recht ein höherer Personalbedarf gesehen als an an-
deren Grenzabschnitten. Trotz dieser schwierigen Lage 
dort  kommen an der deutsch-polnischen Grenze rd. 
1 000 polnische Grenzschützer zum Einsatz. Darüber 
hinaus liegen der Bundesregierung keine verläßlichen 
Angaben über die derzeitige Personalsituation bei den 
polnischen Grenzbehörden vor. 

Bei der deutschen Zollverwaltung wurde im Frühjahr 
1996 an der deutsch-polnischen Grenze ein Personal-
bedarf von 3 450 Arbeitskräften festgestellt, dem ein 
tatsächlicher Personaleinsatz (Realbestand) von 2 830 
Arbeitskräften gegenüberstand. Bis spätestens Mitte 
1998 wird durch Zuführung von Nachwuchskräften, 
insbesondere im mittleren Zolldienst, der derzeit vor-
handene Personalfehlbestand schrittweise ausgegli-
chen werden können. 

Auf polnischer Seite sind an der deutsch-polnischen 
Grenze ca. 1 220 Zollbeamte im Einsatz. Zum Personal-
bedarf der polnischen Zollverwaltung liegen dem Bun-
desministerium der Finanzen keine Erkenntnisse vor. 
In diesem Zusammenhang wird jedoch ausdrücklich 
darauf hingewiesen, daß die im Landstraßenverkehr an 
der deutsch-polnischen Grenze zeitweise auftretenden 
Abfertigungsverzögerungen (Staubildungen) jedenfalls 
nicht auf einen unzureichenden Personaleinsatz oder 
auf eine unzulängliche Abfertigungsorganisation bei 
den deutschen Grenzzollstellen zurückzuführen sind. 

15. Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über entstandene Verluste bei den Zolleinnahmen 
bei Einfuhren in die Bundesrepublik Deutschland 
und in die EU für die Jahre 1995 und 1996? 

Was unternimmt die Bundesregierung, um diese 
zu verhindern? 

Der Bundesregierung liegen hierüber keine Erkennt-
nisse vor. 

16. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung 
zur Verringerung der Kriminalität im unmittelbaren 

Grenzbereich (illegaler Handel, Prostitution, Auto-
diebstahl)? 

Die Grenze zu Polen und Tschechien stellt nach wie vor 
einen Brennpunkt bei der grenzüberschreitenden Kri-
minalität dar. 

Von den insgesamt 20 217 von Januar bis September 
1996 festgestellten unerlaubt eingereisten Ausländern 
kamen rd. 80 % über diese Route. Tendenziell sind die 
Aufgriffszahlen im Bereich der i llegalen Zuwanderung 
über die deutschen Ostgrenzen insgesamt aber eher 
rückläufig. Gleichzeitig wurde jedoch an der deutsch-
polnischen Grenze die höchste Steigerungsrate bei den 
Festnahmen erkannter Schleuser verzeichnet; do rt 

 gingen seit Jahresbeginn bis September 1996 ins-
gesamt 287 Schlepper in das Fahndungsnetz. 

An der deutsch-polnischen Grenze konnten im Zeit-
raum Januar bis September 1996 in 34 Fällen 33 Perso-
nen wegen des Verdachts einer Straftat nach dem Be-
täubungsmittelgesetz ermittelt werden. Dabei wurden 
u. a. 11,5 g Heroin, 107,8 g Haschisch und 79,94 g Ma-
rihuana sichergestellt. Gemessen an den sonstigen 
Aufgriffsmengen ist der prozentuale Anteil der Sicher-
stellungen an der Grenze zu Polen jedoch gering. 

Insgesamt 55 Aufgriffe bei der Einreise- und 639 Si-
cherstellungen bei der Ausreisekontrolle unter-
streichen erneut den erfolgreichen Einsatz der deut-
schen Grenzbehörden bei der Bekämpfung der inter-
nationalen Kfz-Verschiebung. An der deutsch-
polnischen Grenze wurden seit Jahresbeginn 24 Kfz 
bei der Einreisekontrolle beschlagnahmt und 424 Kfz 
bei der Überprüfung des ausreisenden Verkehrs si-
chergestellt. Damit erfolgten mehr als 50 % aller Auf-
griffe in diesem Grenzraum. Die Grenze zu Polen ist als 
der Schwerpunkt im Bereich der Kfz-Verschiebung 
anzusehen. 

Die Bundesregierung begegnet der grenzüber-
schreitenden Kriminalität verstärkt durch intelligente 
und flexible Abwehrstrategien. Die personellen Ver-
besserungen werden deshalb von einem Bündel poli-
zeitaktischer, organisatorischer und logistischer Maß-
nahmen begleitet. Hierzu zählen insbesondere: 

— Seit Herbst 1993 sind mit großem Erfolg 66 Wärme-
bildgeräte im Einsatz; deren Zahl wird sich bis Ende 
des Jahres 1996 auf 105 erhöhen. Mittels dieser 
Technik gelingen ca. 25 % aller Aufgriffe. 

— 250 Arbeitsplatzrechner und 213 Computer-Grenz-
kontrollterminals für den Zugriff auf den Fahn-
dungsbestand im INPOL und im Schengener Infor-
mationssystem stehen den Einsatzkräften an den 
Ostgrenzen zur Verfügung. 

— Für zusätzliche Aufklärungsmaßnahmen entlang 
der „Grünen Grenze" setzt das Präsidium Ost 
4 Polizeihubschrauber ein; 2 weitere mit Wärme-
bildgeräten ausgestattete Hubschrauber stehen seit 
kurzem zusätzlich bereit. 

— Der Bestand an Mobilfunk-Telefonen wird in den 
nächsten Jahren wesentlich ausgebaut. Damit kön-
nen die Kommunikationsverbindungen, insbe- 
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sondere an der deutsch-polnischen Grenze, ver-
bessert werden. 

— Von den insgesamt 19 Telebildanlagen zur Über-
tragung von Fahndungsfotos sind sechs im Bereich 
des Grenzschutzpräsidiums Ost eingesetzt. 

— Durch die Indienststellung von vier modernen, lei-
stungsfähigen Streifenbooten für den Bundes-
grenzschutz auf der Oder wurde die Grenzüber-
wachung zu Wasser weiter verdichtet. 

Darüber hinaus versetzt das am 1. November 1994 in 
Kraft getretene neue Bundesgrenzschutzgesetz den 
BGS in die Lage, Maßnahmen zur Verhinderung der 
illegalen Einreise und damit einhergehender Krimi-
nalität bis zu einer Tiefe von 30 Kilometern im Grenz-
gebiet zu ergreifen. Die Staffelung der Einsatzkräfte im 
30-Kilometer-Grenzgebiet ermöglicht eine facetten-
reiche Raumüberwachung und ist die Grundlage für 
eine schwer ausrechenbare und intelligente Grenz-
sicherung. 

Das seit dem 1. September 1995 beim Grenzschutzamt 
Frankfurt/Oder erprobte sog. „Inspektionsmodell" 
trägt dem Gedanken der flexiblen Raumtaktik Rech-
nung. Neben diesen Flächeninspektionen wurde eine 
Inspektion „Verbrechensbekämpfung" als hoch-
qualifizierte und mobile Ermittlungs- und Fahndungs-
einrichtung aufgestellt, die im Rahmen der gesetz-
lichen Zuständigkeiten des BGS kriminelle Aktivitäten 
im 30 Kilometer tiefen Grenzraum frühzeitig erkennt 
und zielgerichtet Gegenmaßnahmen zur Bekämpfung 
entfaltet. 

Die geplante Neustrukturierung des BGS (siehe Ant-
wort  zu Frage 15) greift die Bildung von „Inspektionen" 
auf. Ziel ist es, grundsätzlich alle einzeldienstlichen 
Aufgabenfelder (Grenzpolizei, Luftsicherheit, Bahn-
polizei) des BGS zusammenzufassen. Dadurch wird 
Spartendenken überwunden und ein effizienterer 
Kräfteeinsatz gewährleistet. 

Die polizeiliche Sicherheit im Grenzgebiet zu Polen er-
fordert darüber hinaus die vertiefte Zusammenarbeit 
zwischen dem BGS und den Polizeien der Länder 
Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern. Mit 
Blick auf die unterschiedlichen Zuständigkeiten müs-
sen künftig die Überwachungs- und Fahndungsaktivi-
täten im Grenzgebiet noch besser abgestimmt werden. 
Darüber hinaus sollen gemeinsame Streifen- und Kon-
trollstellen an der deutsch-polnischen Grenze die ge-
meinsamen Sicherheitsaktivitäten kennzeichnen. 

Als übertragbares Modell gelten die zusammen von 
BGS und der Landespolizei Sachsen gebildeten „re-
gionalen Sicherheitskommissionen" . Angesichts der 
knappen Ressourcen führt nur das abgestimmte und 
koordinierte Vorgehen aller im Grenzgebiet zu-
ständigen Behörden zu einem Sicherheitsgewinn für 
den Bürger. 

17. Welche Maßnahmen werden seitens der Bundes-
regierung umgesetzt, um einen reibungslosen Ab-
fertigungsablauf durch besseres Zusammen-
wirken der deutsch-polnischen Zoll- und Grenz-
organe zu gewährleisten? 

Wie kann insbesondere sichergestellt werden, daß 
die vorhandenen Abfertigungskapazitäten optimal 
genutzt werden? 

Die deutsch-polnische Grenze ist Außengrenze der 
Schengener Gemeinschaft und zugleich der EU. An 
dieser Nahtstelle konzentriert sich die Abwicklung des 
gesamten Personen- und Güterverkehrs auf Grenz-
übergänge, die diesen Belastungen z. T. infrastruk-
turell noch nicht gewachsen sind. 

Der BGS und die Zollverwaltung versuchen in Zusam-
menarbeit mit den polnischen Grenzbehörden ständig, 
den Abfertigungsablauf weiter zu verbessern. 

Neben den regelmäßigen Treffen der leitenden Be-
amten der Grenzschutzbehörden in den Grenzgebieten 
finden turnusmäßig und anlaßbezogen Gespräche auf 
Ebene der Dienststellenleiter statt. In diesen Be-
sprechungen werden konkrete Maßnahmen zur Er-
leichterung des Abfertigungsprozesses (Festlegung 
von Kontrollpositionen, Verkehrslenkung am Über-
gang etc.) vor Ort erörtert. Darüber hinaus besteht 
Einvernehmen mit der polnischen Seite, die Zusam-
menarbeit durch Verbesserung des Informationsaus-
tausches auf regionaler Ebene, beispielsweise durch 
die Anpassung der Fernmeldetechnik sowie Sprach-
schulungen, zu intensivieren. Der BGS ist bestrebt, an 
der deutsch-polnischen Grenze Kontaktdienststellen 
einzurichten, die sich in ähnlicher Form als Nach-
richten- und Servicedienststellen bereits an der Schen-
gener Binnengrenze bewährt haben. Eine Ver-
besserung des Zusammenwirkens erwartet die Bun-
desregierung zudem durch den vorgesehenen 
Austausch grenzpolizeilicher Verbindungsbeamter, 
der insbesondere die Koordination gemeinsamer Ein-
sätze im Grenzgebiet erleichtern soll. Dem gleichen 
Ziel dienen die gemeinsamen Ausbildungsveranstal-
tungen, die derzeit auf dem Gebiet der internationalen 
Kfz-Verschiebung und der Urkundendelikte durch-
geführt werden. 

Des weiteren sollen die Arbeitsabläufe vor Ort durch 
Einführung des sog. Schrägparkierungsverfahrens 
verbessert werden. Bei diesem System hält das ab-
zufertigende Fahrzeug nicht unmittelbar in der Fahr-
spur, sondern in schräg davon abgesetzten Kontroll-
positionen. Hierdurch wird - unabhängig von der An-
zahl der zugewiesenen Kontrollspuren - die Anzahl der 
Kontrollpositionen wirksam erhöht und damit eine 
gleichzeitige Abfertigung mehrerer Fahrzeuge er-
möglicht. Dadurch kann die Behinderung des Ver-
kehrsflusses auf ein Minimum reduziert werden. Das 
Schrägparkierungsverfahren bedingt allerdings, daß 
genügend Personal vor Ort eingesetzt wird, um gleich-
zeitig mehrere Kontrollpositionen abzudecken. 

Auf der Grundlage des deutsch-polnischen Abkom-
mens vom 29. Juli 1992 über Erleichterungen der 
Grenzabfertigung konnten bereits mehrere sog. 
„Zonenvereinbarungen" über die Zusammenlegung 
der Grenzabfertigung z. B. auf polnischem Gebiet an 
den Grenzübergängen Frankfurt/Oder Autobahn 
— Schwetig (für das neu in Bet rieb genommene 
Warenabfertigungsterminal Swiecko II), Küstrin-Kietz 
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— Küstrin, Rosow — Rosow, Forst-Autobahn Erlen

-

holz abgeschlossen und in Kraft gesetzt werden. Wei-
tere Vereinbarungen sollen folgen. Diese Maßnahmen 
dienen der Beschleunigung der Grenzabfertigung, weil 
der grenzüberschreitende Verkehr nur einmal halten 
muß. 

Zur bestmöglichen Nutzung der vorhandenen Abferti-
gungskapazitäten sind die Kontaktpflege und der In-
formationsaustausch zwischen den deutschen und pol-
nischen Zollbehörden auf allen Ebenen erforderlich. 
Dies schließt nicht nur die Koordination des Personal-
einsatzes, sondern auch das Erkennen und Ausräumen 
von Schwachstellen in der täglichen Zusammenarbeit 
ein. Dabei sollten die Schwierigkeiten, die sich bei der 
Zusammenarbeit an einer internationalen Grenze er-
geben, nicht außer acht gelassen werden: 

Darüber hinaus wurde zur Erzielung einer größeren 
Sicherheit bei der zollamtlichen Erfassung des Ver-
kehrs mit bestimmten hochsteuerbaren Waren und zur 
Verhinderung des Schmuggels auf der Grundlage des 
o. g. Abkommens über die Erleichterung der Grenz-
abfertigung auch der Austausch von Kontroll-
mitteilungen zwischen den Zollstellen an der deutsch-
polnischen Grenze vereinbart. Nach den Berichten der 
betroffenen Zollstellen hat sich dieser Informations-
austausch gut bewährt. 

Im übrigen ist die Republik Polen zum 1. Juli 1996 zu-
sammen mit der Republik Ungarn, der Tschechischen 
Republik und der Slowakischen Republik den Über-
einkommen zwischen der EWG und den EFTA-Län-
dern über das gemeinsame Versandverfahren und das 
Einheitspapier beigetreten. Der Beitritt der vier Länder 
zu diesen Zollübereinkommen ist ein wesentlicher 
Beitrag zur Beschleunigung des Warenverkehrs an den 
gemeinsamen Grenzen. Die Verkehrssituation an der 
Grenze kann hiernach entspannt werden, indem die 
Zollabfertigung der Waren von den Grenzzollstellen zu 
den Zollstellen im jeweiligen Binnenland verlagert 
wird. Die beim Abgangsort mit einem einheitlichen 
Zolldokument erfaßten Waren können mit einem Mini-
mum an Förmlichkeiten und Kontrollen an der Grenze 
zu ihrem jeweiligen Bestimmungsort befördert werden. 
Für die Dauer der Beförderung der Waren bis zum Be-
stimmungsort wird die Erhebung der Einfuhrabgaben 
(Zölle, Einfuhrumsatzsteuer und Verbrauchsteuern) 
unter Sicherheitsleistung ausgesetzt. 

Die deutsche Zollverwaltung wird den in einem durch-
gehenden gemeinsamen Versandverfahren beförder-
ten Waren an den Grenzzollstellen eine deutliche Vor-
zugsbehandlung gewähren. Bis zur Einrichtung spe-
zieller Schnellspuren wird dies durch entsprechende 
pragmatische verkehrslenkende Maßnahmen für die 
betreffenden Fahrzeuge und die Einrichtung spezieller 
Schalter für Schnellabfertiger gewährleistet werden. 
Der Umfang der durch das gemeinsame Versandver-
fahren möglichen Entlastung der Grenze ist allerdings 
nicht zuletzt davon abhängig, daß Exporteure, Spedi-
teure und Importeure die durchgehenden gemein-
samen Versandverfahren auch wirklich nutzen. 

Die deutsche Zollverwaltung beteiligt sich darüber 
hinaus aktiv an Unterstützungsmaßnahmen im Rah

-

men des PHARE-Programms der EU, welches in die-
sem Bereich über EUROZOLL durchgeführt wird. 
EUROZOLL wurde Ende 1991 von den Leitern der 
EU-Zollverwaltungen ins Leben gerufen, um die Un-
terstützungsprogramme der Europäischen Kommission 
„PHARE" und „TACIS" (Technical Assistance for the 
Commonwealth of Independent States) für die mittel- 
und osteuropäischen Zollverwaltungen in effizienter 
Weise zu koordinieren. 

Ziel dieses Hilfsprogramms ist es, den rechtlichen Rah-
men für den Aufbau funktionsfähiger Zollverwaltun-
gen und den Übergang zu einem marktwirtschaftlich 
orientierten Wirtschaftssystem zu fördern und die 
politische Lage in den Empfängerländern zu sta-
bilisieren. Wegen ihrer wirtschaftlichen Verbindungen 
und ihrer geographischen Lage hat die Bundesrepublik 
Deutschland ein besonderes Interesse an der Durch-
führung der Hilfsmaßnahmen über EUROZOLL und 
hat deshalb bisher rd. ein Viertel aller Unterstützungs-
aktionen übernommen. 

Die Carl-Duisberg-Gesellschaft führt im Auftrag des 
Auswärtigen Amts im Rahmen des Regierungspro-
gramms TRANSFORM Schulungen für Mitarbeiter der 
polnischen Zentralverwaltung zu Fragen der EU durch. 
In diesem Rahmen wird polnischen Beschäftigten, die 
beim Umgestaltungsprozeß in derpolnischen Zoll-
verwaltung an exponierter Stelle mitwirken, ein mehr-
wöchiger Praxisaufenthalt im Bundesministerium der 
Finanzen in der Zoll- und Verbrauchsteuerabteilung 
und im nachgeordneten Bereich (Oberfinanz-
direktionen / Hauptzollämter / Zollämter) ermöglicht. 

Im Rahmen der Heranführungsstrategie des Weiß-
buches der Europäischen-Kommission wurde das Büro 
für den Informationsaustausch für die technische Hilfe 
(TAIEO) errichtet, um eingehende Anträge auf Unter-
stützung und deren Weiterleitung an die kompetenten 
Stellen zu zentralisieren. Auch soll das Büro Anlauf-
stelle für Beratung und Expertisen für Kommission und 
Mitgliedstaaten sein. Geleitet wird das Büro von den 
Dienststellen der Kommission, unterstützt durch das 
PHARE-Mehrländer-Programm. Die Zoll- und Ver-
brauchsteuerabteilung hat eine Koordinierungstelle 
bestimmt, um ausgewähltes Zollfachpersonal für ein-
gehende Unterstützungsnachfragen bereitzustellen. 

Gegenstand der Angleichung der Rechtsvorschriften 
an die Rechtsvorschriften der EU ist im Bereich der 
Zollverwaltungen: 

— Zollkodex und Durchführungsverordnungen, 

— Zolltarifliche und statistische Nomenklatur, 

— Versandverfahren und Einheitspapier, 

— Harmonisierung der Ursprungsregeln. 

18. Was kann seitens der Bundesregierung unter-
nommen werden, um durch Verbesserung der Ar-
beitsbedingungen und der Entlohnung (Ost-/ 
West-Tarif) die Motivation der BGS- und Zollmitar-
beiter zu erhöhen? 
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Die Arbeitsbedingungen der Grenzbeamten an der 
deutsch-polnischen Grenze entsprechen inzwischen 
weitestgehend denen an anderen Grenzabschnitten. 
Verbesserungen im Abfertigungs- und Sozialbereich 
der Abfertigungsanlagen dienen nicht zuletzt auch der 
Förderung der Zufriedenheit am Arbeitsplatz und der 
Arbeitsmoral. Die Räumlichkeiten für die Mitarbeiter 
des BGS und des Zolls in den bestehenden Abferti-
gungsanlagen werden schrittweise durch Baumaß-
nahmen modernisiert, von denen ein großer Teil bereits 
realisiert  ist. Fertiggestellt sind u. a. die Dienstgebäude 
und Abfertigungseinrichtungen an den Grenzüber-
gängen Linken, Pomellen, Rosow (1. Teilabschnitt), 
Kietz, Podrosche, Ludwigsdorf und Zittau-Friedens-
straße. In der Bauausführung befinden sich die An-
lagen an den Übergängen Ahlbeck, Rosow (2. Teil-
abschnitt) und Schwedt. Weitere Baumaßnahmen sind 
geplant, z. B. an den Grenzübergängen Hohenwutzen, 
Frankfurt/Oder-Autobahn, Forst-Bademeusel, Bad 
Muskau, Görlitz und Zittau-Chopinstraße. Zur kurz-
fristigen Verbesserung der Unterbringungs- und 
Arbeitsbedingungen werden bis zur Fertigstellung 
der Baumaßnahmen als Übergangslösung Container 
aufgestellt, z. B. an den Grenzübergängen Ahlbeck, 
Hohenwutzen und Frankfurt/Oder-Autobahn. 

Die Bundesregierung ist aufgrund § 73 des Bundesbe-
soldungsgesetzes ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates für die Besoldung 
Übergangsregelungen zu erlassen, die den besonderen 
Verhältnissen in den neuen Ländern einschließlich 
Ost-Berlin Rechnung tragen. Die Verordnungser-
mächtigung erstreckt sich insbesondere darauf, die 
Besoldung entsprechend der allgemeinen wirtschaft-
lichen und finanziellen Entwicklung in den neuen 
Ländern abweichend vom Bundesbesoldungsgesetz 
festzusetzen und regelmäßig anzupassen. Die Bundes-
regierung hat mehrfach von dieser Ermächtigung des 
§ 73 des Bundesbesoldungsgesetzes Gebrauch ge-
macht. Die Effektivverdienste der Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes in den neuen Ländern liegen in 
der Regel über denen der gewerblichen Wi rtschaft. 
Deshalb besteht weder die Notwendigkeit noch die 
Möglichkeit, für besondere Beschäftigungsgruppen 
den Bemessungssatz für die Bezüge über die in der 
Lohnrunde für den öffentlichen Dienst zum 1. Sep-
tember 1997 vereinbarte Anhebung von 84 % auf 85 % 
hinaus zusätzlich anzuheben. 

19. Gibt es zwischen den Regierungen Absprachen, 
Ausbildungskurse für die Sprache des Nachbarn 
auch unter Förderung durch EU-Mittel durch-
zuführen? 

Wie werden auf beiden Seiten der EU-Förder-
richtlinien vermittelt? 

Zwischen der Bundesregierung und der polnischen 
Regierung wurden keine diesbezüglichen Absprachen 
getroffen. 

Eine EU-Förderung von Ausbildungskursen für die 
Sprache des jeweiligen Nachbarn ist erst möglich, 

wenn die Voraussetzungen für die Beteiligung Polens 
am EU-Programm SOKRATES geschaffen sind. 

20. Hält die Bundesregierung, ein Rechtshilfeab-
kommen mit Polen für notwendig? 

Gibt es darüber schon Gespräche? 

Der justitielle strafrechtliche Rechtshilfeverkehr zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Repu-
blik Polen vollzieht sich nach dem Europäischen Aus-
lieferungsübereinkommen vom 13. Dezember 1957 
und dem Zweiten Zusatzprotokoll zum Europäischen 
Auslieferungsübereinkommen vom 17. März 1978, die 
für Polen am 13. September 1993 in Kraft getreten sind, 
sowie nunmehr auch nach dem Europäischen Über-
einkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen vom 
20. April 1959 und dem Zusatzprotokoll zum Euro-
päischen Übereinkommen über die Rechtshilfe in 
Strafsachen vom 17. März 1978, die für Polen am 
17. Juni 1996 in Kraft getreten sind. 

Die Vollstreckungshilfe als Unterfall der straf-
rechtlichen Rechtshilfe erfolgt nach dem Überein-
kommen über die Überstellung verurteilter Personen 
vom 21. März 1983, welches für Polen am 1. März 1995 
in Kraft getreten ist. 

Durch den angestrebten Abschluß von bilateralen Zu-
satzvereinbarungen zu den genannten Überein-
kommen soll die Zusammenarbeit zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Republik Polen wei-
ter verbessert werden. 

Für ein bilaterales Rechtshilfeabkommen auf dem Ge-
biet des Zivilrechts besteht kein Erfordernis. 

Grundlage für den Rechtshilfeverkehr in Zivilsachen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Polen ist das Haager Übereinkommen vom 
1. März 1954 über den Zivilprozeß, das am 13. März 
1963 im Verhältnis zwischen den beiden Staaten in 
Kraft getreten ist. Ergänzt wurde dieses Überein-
kommen durch die bilaterale Zusatzvereinbarung vom 
14. Dezember 1992, in Kraft seit dem 1. Dezember 
1993. 

Eine weitere Vereinfachung des Rechtshilfeverkehrs in 
Zivilsachen ist durch den im Februar 1996 erfolgten 
Beitritt der Republik Polen zum Haager Überein-
kommen vom 18. März 1970 über die Beweisaufnahme 
im Ausland zu erwarten. Im übrigen ist die Republik 
Polen auch dem Haager Übereinkommen vom 
15. November 1965 über die Zustellung gerichtlicher 
und außergerichtlicher Schriftstücke beigetreten. 

Der Beitritt der Republik Polen zu weiteren Überein-
kommen führte zu einer zusätzlichen Verbesserung des 
Rechtshilfeverkehrs in Zivilsachen. So traten am 
15. Dezember 1992 das Europäische Übereinkommen 
vom 7. Juni 1968 betreffend Auskünfte über aus-
ländisches Recht, am 1. Februar 1993 das Überein-
kommen vom 25. Oktober 1980 über die zivil-
rechtlichen Aspekte internationaler Kindesentführung, 
am 13. November 1993 das Übereinkommen vom 
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5. Oktober 1961 über die Zuständigkeit der Behörden 
und das anzuwendende Recht auf dem Gebiet des 
Schutzes von Minderjährigen und am 12. Ap ril 1995 
das Europäische Übereinkommen vom 7. Juni 1968 zur 
Befreiung der von diplomatischen und konsularischen 
Vertretern errichteten Urkunden von der Legalisation 
für die Republik Polen in Kraft. 

Die Haager Übereinkommen vom 2. Oktober 1973 über 
das auf Unterhaltspflichten anzuwendende Recht bzw. 
über die Anerkennung und Vollstreckung von Unter-
haltsentscheidungen sind zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der Republik Polen am 
1. Mai bzw. 1. Juli 1996 in Kraft getreten. Darüber hin-
aus wird über einen Beitritt Polens zum Lugano-Über-
einkommen vom. 16. September 1988 über die 
gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung ge-
richtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handels-
sachen verhandelt. 

21. Wie beurteilt die Bundesregierung die Abwicklung 
des deutsch-polnischen Grenzverkehrs nach dem 
Inkrafttreten des Schengener Durchführungsab-
kommens am 26. März 1995? 

Mit der Inkraftsetzung des Schengener Durch-
führungsübereinkommens (SDÜ) am 26. März 1995 
war Deutschland verpflichtet, die Kontrollen an der 
deutsch-polnischen Grenze (Schengener Außen-
grenze) gemäß Artikel 6 SDÜ durchzuführen, um den 
Schengener Kontrollstandard zu gewährleisten. Dieser 
fordert : 

— Mindestkontrolle gegenüber allen Personen bei der 
Ein- und Ausreise zur Feststellung der Identität an-
hand der vorgezeigten Reisepapiere, 

— in der Regel keine weitergehenden Erhebungen bei 
gemeinschaftsrechtlich Begünstigten (EU-Bürger, 
Angehörige der EWR-Staaten), 

— eingehende Kontrollen bei Drittausländern anläß-
lich der Ein- und Ausreise (Klärung der Voraus-
setzungen für die Einreise, den Aufenthalt, die Ar-
beitsaufnahme; Fahndungsabfragen; Kontrolle der 
Fahrzeuge und mitgeführten Sachen). 

Dadurch hatte sich insbesondere in der Anfangszeit der 
Anwendung des Schengener Übereinkommens die 
Dauer der Abfertigung von Reisenden an der deutsch-
polnischen Grenze erheblich verlängert. Inzwischen ist 
jedoch eine wesentliche Verbesserung eingetreten. Die 
Kontrollbehörden Deutschlands und Polens bemühen 
sich ständig mit gutem Erfolg, praktische Schwierig-
keiten kurzfristig und flexibel zu lösen. Gegenwärtig 
werden keine ernsthaften Störungen im Personenver-
kehr verzeichnet. Allerdings betragen die Wartezeiten 
an den Schwerpunktübergängen, insbesondere 
Frankfurt/Oder und Görlitz, trotz Ausschöpfung aller 
personellen und materiellen Möglichkeiten über-
wiegend mehr als eine Stunde, obwohl insbesondere in 
den Verkehrsspitzenzeiten regelmäßig Kontroller-
leichterungen angeordnet werden, um noch längere 
Wartezeiten zu verhindern. 

22. Welche zusätzlichen Absprachen wurden zwi-
schen beiden Regierungen nach dem Inkrafttreten 
des Schengener Durchführungsabkommens ge-
troffen, um den Verkehrsfluß an der Grenze zu be-
schleunigen? 

Absprachen zur Beschleunigung des Verkehrsflusses 
nach Inkraftsetzung des Schengener Durchführungs-
übereinkommens sind auf örtlicher Ebene in größerem 
Umfang getroffen worden. Meistens geht es dabei um 
die Behebung lokaler Erschwernisse. 

Hervorzuheben sind drei Punkte von allgemeiner Be-
deutung, die im Rahmen ministe rieller Vereinbarungen 
von den nachgeordneten Grenzbehörden zügig umge-
setzt wurden: 

— An vielen Übergangsstellen werden insbesondere 
zu Hauptverkehrszeiten auf deutscher wie polni-
scher Seite mehrere Spuren geöffnet, so daß gleich-
zeitig ein höheres Reisendenaufkommen abge-
fertigt werden kann. 

— An verschiedenen Übergängen haben sich die bei-
derseitigen Grenzbehörden darauf verständigt, be-
stimmte Personen, die bekannt sind und die Grenze 
häufig an derselben Stelle überschreiten und aus-
weislich einer Erstkontrolle ein gültiges Grenzüber-
trittspapier besitzen, vorbehaltlich späterer Nach-
prüfungen nur noch stichprobenweise zu kon-
trollieren. 

In diesem Sinne wird z. B. gegenüber polnischen 
Studenten verfahren, die die Universität in Frank-
furt /Oder besuchen. 

— Die Auswirkungen des Schengener Durch-
führungsübereinkommens haben auch dazu bei-
getragen, das Modell einer gemeinsamen Abferti-
gung von einer Kontrollposition aus rascher ein-
zuführen und bereitwilliger zu praktizieren, so daß 
Reisende an zahlreichen Übergängen nur einmal 
anhalten müssen, wenn sie die Grenze zu Polen 
überqueren. 

Nicht konsensfähig war der deutsche Vorschlag, den 
Reisendenstrom in gemeinschaftsrechtlich Begünstigte 
mit Schnellabfertigung einerseits und eingehender 
Kontrolle unterliegende Drittausländer andererseits zu 
trennen. Polen sieht in einem Zweispurensystem dieser 
Art eine Diskriminierung seiner Staatsangehörigen 
und würde eine solche Methode nur akzeptieren, wenn 
polnische Grenzgänger die Spur für Begünstigte be-
nutzen dürften. Dies widerspräche jedoch den Schen-
gener Regelungen, an die die Bundesregierung ge-
bunden ist. 

23. Welche konkreten Vorstellungen hat die Bundes-
regierung, dem Zustrom illegal Beschäftigter aus 
Polen entgegenzuwirken, um so insbesondere den 
Arbeitsmarkt in Berlin und Brandenburg zu ent-
lasten? 

Da unerlaubte Arbeitnehmerüberlassung von Aus

-

ländern ohne erforderliche Arbeitserlaubnis, die Aus

-

übung einer Beschäftigung durch Ausländer ohne er- 
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forderliche Arbeitserlaubnis, die Schwarzarbeit von 
Ausländern und Leistungsmißbrauch zum Nachteil der 
Arbeits- und Sozialverwaltung zugleich gemäß § 60 
Abs. 2 i. V. m. § 46 des Ausländergesetzes einen Aus-
weisungsgrund darstellen, können Ausländer bei Vor-
liegen entsprechender Verdachtsmomente an der 
Grenze zurückgewiesen werden. Vor diesem Hinter-
grund kommt gezielten Kontrollen potentieller aus-
ländischer Arbeitnehmer an der Grenze eine wichtige 
Bedeutung zu. 

Im Rahmen dieser „Früherkennung" bei Gelegenheit 
der grenzpolizeilichen Kontrolle hat der BGS schon seit 
vielen Jahren gemeinsam mit der Arbeitsverwaltung 
an erkannten Brennpunkten Überprüfungen durch-
geführt. Diese erbrachten in den Jahren 1992 bis 1995 
stetig steigende Aufgriffsquoten. Die nachfolgende 
Übersicht zeigt die Zahl der Einreiseverweigerungen 
im Zusammenhang mit „illegaler Beschäftigung" unter 
besonderer Herausstellung polnischer Staatsange-
höriger: 

Jahr Anzahl davon poln. StA 

1992 9 589 958 
1993 9 680 2 607 
1994 9 643 4 479 
1995 9 945 4 075 

Es ist zu vermuten, daß es einer nicht unerheblichen 
Anzahl von Menschen gelingt, die unerlaubte Arbeits-
aufnahme in Deutschland zu verschleiern. Da u. a. auch 
polnische Staatsangehörige für Aufenthalte bis zu 3 
Monaten keiner Aufenthaltsgenehmigung für 
Deutschland bedürfen, obliegt es den Grenzbehörden, 
im Rahmen der grenzpolizeilichen Kontrolle Touristen 
von potentiellen Arbeitnehmern zu unterscheiden. 
Dies erfordert in der Regel eingehende Befragungen 
sowie Kontrollen der Fahrzeuge im Hinblick auf mit-
geführte Arbeitswerkzeuge oder ähnliche Gegen-
stände, die bei einer illegalen Arbeitsaufnahme Ver-
wendung finden. Mit Blick auf die Wartezeiten und 
wegen des starken Andrangs der polnischen Reisen-
den in den Hauptverkehrszeiten sind derartige auf-
wendige Kontrollen nicht ständig möglich. 

Im übrigen wird die Bundesregierung mit der polni-
schen Regierung noch im Laufe dieses Jahres Ge-
spräche aufnehmen, um gemeinsam zu überlegen, in-
wieweit ergänzende Maßnahmen der bilateralen Zu-
sammenarbeit zu einer wirksamen Bekämpfung 
illegaler Beschäftigung möglich sind. 

24. Hält es die Bundesregierung für wünschenswert, 
daß sich die Republik Polen um einen Assoziie-
rungsstatus für das Schengener Durchführungsab-
kommen bemüht, und gibt es seitens der Republik 
Polen Bemühungen in dieser Hinsicht? 

Die Bundesregierung kann der polnischen Regierung 
vorerst nicht empfehlen, ein Ersuchen auf formelle Ko-
operation zu stellen, solange die Aufnahme von Island 
und Norwegen durch Sonderübereinkommen nicht 
abgeschlossen ist und unter den Schengen-Staaten 

nicht abschließend geklärt ist, ob die volle Ein-
beziehung von Nicht-EU-Mitgliedstaaten in die 
Schengener Zusammenarbeit lediglich bei der be-
sonderen Konstellation der nordischen Paßunion ver-
tretbar ist. Die polnische Seite ist über diese Situation 
unterrichtet worden. Unbeschadet dessen ist sich die 
Bundesregierung mit der polnischen Regierung einig, 
insbesondere die polizeiliche Zusammenarbeit weiter 
auszubauen. 

III. Zusammenarbeit im Grenzraum auf gesellschaft-
licher Ebene 

25. Gibt es vor dem Hintergrund, daß sich in den letz-
ten Jahren eine Fülle von grenzüberschreitenden 
Projekten und Initiativen gebildet haben, Schwer-
punkte, welche von der Bundesregierung be-
sonders unterstützt werden? 

a) Ein Schwerpunkt der deutsch-polnischen Zusam-
menarbeit ist der deutsch-polnische Jugendaus-
tausch. Die Bundesrepublik Deutschland stattet das 
Deutsch-Polnische Jugendwerk mit erheblichen fi-
nanziellen Mitteln aus (deutscher Anteil 1996 = 
7 Mio. DM) und fördert auf diesem Wege auch den 
Jugendaustausch im Grenzgebiet. 

Der Deutsch-Polnische Jugendrat, das oberste Or-
gan des Deutsch-Polnischen Jugendwerkes (DPJW), 
dem die nationalen Jugendminister vorsitzen, hat 
bereits 1992 bei seiner ersten Sitzung die vorrangige 
Förderung des Austausches im grenznahen Raum 
beschlossen. Das DPJW fördert daher - entgegen 
seinen sonst geltenden Richtlinien - Tages- und 
Kurzzeitmaßnahmen (üblich ist sonst eine Mindest-
dauer von fünf Tagen). Darüber hinaus führt das 
DPJW Programme im grenznahen Raum durch, um 
Fachkräfte im Jugend- und Schüleraustausch fort-
zubilden. 

Das DPJW nimmt an zahlreichen wichtigen Veran-
staltungen im grenznahen Raum, die Multiplika-
tionseffekte haben, teil und ist in Regierungs- und 
Fachgruppen zu grenzüberschreitender Zusam-
menarbeit vertreten. 

b) Seit der politischen Wende in den Staaten Mittel- 
und Osteuropas führt die Bundesregierung in Zu-
sammenarbeit mit den Ländern ein Lehrerent-
sendeprogramm zur Förderung des Deutschunter-
richts durch, dessen Schwerpunktland Polen ist. Im 
Schuljahr 1996/97 ist die Entsendung von 129 
Deutschlehrern nach Polen vorgesehen. Ein Teil 
dieser Lehrkräfte ist an polnischen Bildungsein-
richtungen im grenznahen Gebiet tätig. Im Rahmen 
des Lehrerentsendeprogramms werden voraus-
sichtlich auch 13 Programmlehrkräfte aus Mecklen-
burg-Vorpommern vorwiegend an polnischen 
Schulen im grenznahen Bereich eingesetzt, u. a. an 
einem Gymnasium in Police, welches polnische 
Kinder auf den Besuch des deutsch-polnischen 
Gymnasiums in Löcknitz vorbereiten so ll, und an 
einem weiteren Gymnasium in Stettin. 
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c) Die grenznahen Regionen werden bei der Förde-
rung der deutschen Sprache voll in alle Aus-
tauschprogramme einbezogen (Lektoren, Lehrer, 
Fortbildungsstipendien usw.). Der Grenzcharakter 
der Region führt bei der Förderung des Bundes in 
Polen allerdings nicht zu besonderer Schwerpunkt-
bildung. 

d) Entsprechendes gilt auch für die Förderung der 
deutschen Minderheit, deren Schwerpunkte sich 
nach den Hauptsiedlungsgebieten orientieren, zu 
denen die Grenzregion nicht gehört. Das General-
konsulat Stettin erhält 1996 aus Bundesmitteln 
insgesamt 164 000 DM zur lokalen Förderung von 
Aktivitäten der Vereine der deutschen Minderheit. 
Daraus werden auch eine Reihe lokaler Kultur-
veranstaltungen und -begegnungen zwischen 
Polen und Deutschen von beiden Seiten der Grenze 
gefördert. 

Im Zeichen des friedlichen Miteinanders der Völker 
und auf der Grundlage der entsprechenden Ver-
träge fördert die Bundesregierung im Rahmen von 
§ 96 des Bundesvertriebenengesetzes (BVFG) auch 
Maßnahmen der wissenschaftlichen und kulturellen 
Zusammenarbeit mit Wissenschaftlern und Kultur-
schaffenden in früheren deutschen Gebieten und 
Siedlungsgebieten in Ostmittel-, Ost- und Süd-
osteuropa. Hierbei kommt wiederum der deutsch-
polnischen Zusammenarbeit auch im Grenzgebiet 
besondere Bedeutung zu. Darüber hinaus fördert 
die Bundesregierung in gleicher Weise im Ein-
vernehmen mit den entsprechenden Stellen in die-
sen Gebieten die Sicherung und Rettung deutscher 
Bau- und Kulturdenkmäler sowie archivalischer und 
bibliothekarischer Bestände. 

e) Die Bundesregierung förderte 1995 über den Deut-
schen Akademischen Austauschdienst (DAAD) 88 
polnische Studierende am Internationalen Hoch-
schulinstitut in Zittau. Nach einem zweijährigen 
Grundstudium im Heimatland und gründlicher 
sprachlicher Vorbereitung wird in Zittau ein drei-
jähriges Hauptstudium in den Fachrichtungen Be-
triebswirtschaftslehre, Umwelttechnik oder Wi rt

-schaftsingenieurwesen durchgeführt. 

Dem gemeinsam von der Europa-Universität „Via-
drina" in Frankfurt/Oder und der Adam-Mick-
iewicz-Universität Posen betriebenen „Collegium 
Polonicum" in Slubice wurden von der Stiftung für 
deutsch-polnische Zusammenarbeit 16 Mio. Zloty 
für Baumaßnahmen bewilligt. Hinzu kommen für 
1996 bis 1998 12 Mio. ECU aus TEMPUS-PHARE-
Mitteln für die Errichtung von Studentenwohn-
heimen. Ende 1995 wurden der „Viadrina" 8 Mio. 
DM für die grenzübergreifende wissenschaftliche 
Zusammenarbeit aus dem EU-Programm „Interreg 
II/PHARE-CBC" bewilligt. 

f) Eine Initiative der Bundesregierung ist darauf ge-
richtet, der erwachsenen Bevölkerung diesseits und 
jenseits der Grenze zu gemeinsamer Weiterbildung 
Anregungen zu geben. Aufgrund eines B rief-
wechsels zwischen Bundesminister Dr. Rainer Ort-
leb und seinem polnischen Amtskollegen ist 1993 

mit Bundesmitteln das „Koordinierungsbüro zur 
Förderung der deutsch-polnischen Zusammen-
arbeit im Bereich der Erwachsenenbildung beider-
seits der Grenze" eingerichtet worden. Seine Auf-
gabe ist es, Weiterbildungseinrichtungen im Grenz-
gebiet dazu anzuregen, gemeinsame Lehr- und 
Lernveranstaltungen für Deutsche und Polen anzu-
bieten. Das Koordinierungsbüro finanziert die Ko-
sten, die durch die Gemeinsamkeit der Veranstal-
tung zusätzlich entstehen. 

g) Ein weiterer Schwerpunkt der Zusammenarbeit ist 
der grenzüberschreitende Schutz der Umwelt. Dazu 
gehören die Verminderung grenzüberschreitender 
Umweltbelastungen ebenso wie der grenzüber-
schreitende Schutz des Naturhaushaltes. Die Bun-
desregierung unterstützt insbesondere Maßnahmen 
des grenzüberschreitenden Gewässerschutzes und 
des Naturschutzes entlang der Grenze. Gegen-
wärtig wichtigste Vorhaben sind die Errichtung von 
Abwasserbehandlungsanlagen in Swinemünde und 
Gubin als Umweltschutzpilotprojekte, die von der 
Bundesregierung mit Fördermitteln in Höhe von 
etwa 27 Mio. DM unterstützt werden, und die 
Schaffung des grenzüberschreitenden Naturschutz-
gebietes „Internationalpark ,Unteres Odertal' '' . 

h) Auf Initiative der Deutsch-Polnischen Regie-
rungskommission für regionale und grenznahe Zu-
sammenarbeit konnte im März 1994 die Deutsch

-

Polnische Wirtschaftsförderungsgesellschaft AG 
(WFG) mit Sitz in Landsberg/Warthe gegründet 
werden. Aufgabe der Gesellschaft ist die Förderung 
der deutsch-polnischen wi rtschaftlichen Zusam-
menarbeit, insbesondere in den Grenzregionen. 
Beteiligt sind die Länder Berlin, Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen, auf polni-
scher Seite die Woiwodschaften Grünberg, Hirsch-
berg, Landsberg und Stettin. Der Bund leistet im 
Rahmen des Osteuropa-Beratungsprogramms 
TRANSFORM eine Anschubhilfe durch einen sub-
stantiellen Beitrag zur Finanzierung der Ausgaben 
der Gesellschaft. Die Bundesregierung ist über-
zeugt, daß mit der WFG als Prototyp einer Institution 
der grenzüberschreitenden Wi rtschaftsförderung 
ein wichtiger Beitrag zur Intensivierung des 
deutsch-polnischen Verhältnisses insgesamt ge-
leistet wird. Sie ist im Rahmen der Zusammenarbeit 
beider Länder auch ein wichtiger Baustein im Pro-
zeß der Annäherung Polens an die EU. 
Im übrigen stellen die vier an Deutschland gren-
zenden Woiwodschaften eine Schwerpunktregion 
des TRANSFORM-Programms in Polen dar. Die Be-
ratungsaktivitäten in diesem Raum kommen daher 
in besonderem Maße der deutsch-polnischen 
Grenzregion zugute. In Landeshut (Woiwodschaft 
Hirschberg) ist z. B. mit Transformmitteln ein Projekt 
„Urlaub auf dem Bauerhof" gefördert worden. Ne-
ben einigen Sachinvestitionen stand die Beratungs-
hilfe zum weiteren Ausbau von Ferienquartieren im 
Vordergrund. 

i) Unterschiede im Lebensstandard haben insbe-
sondere in den Grenzregionen zu den Staaten Mit-
tel- und Osteuropas grenzüberschreitende Prostitu- 
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tion mitverursacht. Auf beiden Seiten wurde dies 
von Experten des Gesundheitswesens unter dem 
Aspekt der HIV/AIDS-Prävention mit Sorge ge-
sehen, und es wurden Maßnahmen der Aufklärung 
und Förderung des Gesundheitsbewußtseins für 
dringlich erachtet. Ergebnis der Bemühungen um 
Präventionsmaßnahmen ist das Modellprogramm 
„Streetwork im grenzüberschreitenden Raum Bun-
desrepublik Deutschland - Polen und Bundes-
republik Deutschland - Tschechien", das Ende 1993 
etabliert wurde. Mittels aufsuchender Sozialarbeit 
bemühen sich drei polnisch/deutsche Projektteams, 
Präventionsangebote zu verbreiten. Weiterhin soll 
in den Modellregionen ein binationales Koopera-
tionsnetz zwischen den auf unterschiedlichen Ebe-
nen mit der Problematik befaßten Institutionen und 
Einrichtungen geknüpft werden. Das Modellpro-
gramm zum deutsch-polnischen Grenzgebiet wird 
finanziell unterstützt vor allem von der Euro-
päischen Kommission sowie den Ländern Mecklen-
burg-Vorpommern, Brandenburg und Sachsen. Das 
Bundesministerium für Gesundheit finanziert die 
wissenschaftliche Begleitforschung. 

j) Im März 1995 wurde von der Deutschen Telekom 
AG und dem polnischen Telekommunikations-
unternehmen TPSA ein Koordinierungsforum für 
die regionale Telekommunikation an der Grenze 
zwischen Polen und Deutschland eingerichtet, das 
ein- bis zweimal pro Jahr tagt. 

Zwischen den Niederlassungen der Grenzregion 
bestehen teilweise sehr intensive Kontakte. Es er-
folgt ein Mitarbeiter- und Lehrlingsaustausch. 

Zur Zeit bemüht sich die Niederlassung Cottbus der 
Deutschen Telekom AG mit der Niederlassung 
Grünberg der TPSA und der Euroregion Spree-
Bober-Neiße um eine Förderung der EU für den 
Ausbau der Telekommunikationsinfrastruktur im 
grenznahen Gebiet. 

Zur Nutzung der Mobiltelefone in grenznahen Ge-
bieten des jeweils anderen Staates wurde zwischen 
Polen und Deutschland eine Vereinbarung ge-
troffen, die die Mitnahme und den Bet rieb der Ge-
räte gestattet. 

k) Die Bundesregierung hat sich für eine Ausdehnung 
des EU-Austauschprogramms für Zollbeamte 
„Matthäus" auf die assoziierten Länder eingesetzt, 
so daß auch Bedienstete der polnischen Zoll-
verwaltung künftig an diesem Programm (Seminare 
und Austausch) teilnehmen können. 

Unter Federführung der Europäischen Kommission 
(GD VII und, soweit Grenzabfertigungsprobleme 
betroffen sind, GD XXI) wurden sog. „Zoll-
korridore" eingerichtet mit dem Ziel, die Warte-
zeiten an den Grenzen zu verringern. 

Die deutsche Zollverwaltung beteiligt sich aktiv am 
Korridor II (Berlin-Warschau-Minsk-Moskau), um 
Problemlösungen in diesem Bereich zu erarbeiten. 
Für den Korridor II wurde eine Zollarbeitsgruppe 
eingerichtet, an der Deutschland, Polen, Weißruß-
land, Rußland teilnehmen. In Frankfurt/Oder hat 

auf deutsche Einladung hin die Gruppe erstmalig 
getagt. Eine zweite Sitzung hat in Terespol (Polen) 
stattgefunden. Weitere Länder planen bereits die 
Einrichtung von Arbeitsgruppen dieser A rt  für an-
dere Korridore. 

Über konkrete Ergebnisse der Arbeitsgruppe kann 
z. Z. noch nicht berichtet werden, da sich die 
Durchführungsmaßnahmen noch in der Vorberei-
tungsphase befinden (beispielsweise ist die Ein-
führung einer einheitlichen Beschilderung an allen 
an dem Korridor gelegenen Grenzübergängen ins 
Auge gefaßt). 

1) Das Bundesministerium der Verteidigung fördert 
mit Nachdruck die grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit zwischen den polnischen Streitkräften 
und der Bundeswehr. Mit dem Ziel, im Sinne guter 
Nachbarschaft Vertrauen zwischen beiden Völkern 
und Armeen zu schaffen, haben die Kontakte zwi-
schen Truppenteilen in Grenznähe seit 1992 an 
Häufigkeit und Intensität ständig zugenommen und 
umfassen neben Begegnungen auf gesellschaft-
licher Ebene auch gemeinsame Ausbildung und 
Übungen. Aus diesen unmittelbaren Kontakten ha-
ben sich bisher vier Paten- und 14 Pa rtnerschaften 
zwischen Truppenteilen beider Staaten entwickelt. 
Diese bilaterale militärische Kooperation fördert die 
Ausdehnung stabilitätsschaffender Strukturen in 
Mitteleuropa. 

m) Ein weiterer Schwerpunkt der Zusammenarbeit ist 
die Tätigkeit der Gemeinsamen Raumordnungs-
kommission. Insoweit wird auf die Antwort zu Frage 
41 verwiesen. 

26. Sieht die Bundesregierung einen besonderen Be

-

darf für den Jugendaustausch im Grenzgebiet? 

Wie kann dieser zusätzlich gefördert werden? 

Jugendbegegnungen im deutsch-polnischen Grenzge-
biet mißt die Bundesregierung großen Wert bei. Die 
damalige deutsche Vorsitzende des Deutsch-Polni-
schen Jugendrates, Bundesministerin Dr. Angela Mer-
kel, hat daher auf dessen erster Sitzung im Dezember 
1992 in Warschau den Beschluß des Deutsch-Ponischen 
Jugendrates unterstützt, den Austausch im grenznahen 
Raum vorrangig zu fördern. Auf seiner Sitzung im Ok-
tober 1995 in Warschau hat der Deutsch-Polnische Ju-
gendrat weitere Verbesserungen der Fördermöglich-
keiten für Begegnungen im grenznahen Raum 
beschlossen, wie z. B. vereinfachte Abrechnungsver-
fahren. Dieser Ratsbeschluß ist konsequent umgesetzt 
worden, so daß 30 % aller vom DPJW geförderten all-
gemeinen Jugendbegegnungen und 10 % des Schü-
leraustausches im grenznahen Raum stattfinden. 

Über die finanzielle Ausstattung des DPJW (Deutscher 
Anteil 1996 7 Mio. DM) wird auf diesem Wege auch der 
Jugendaustausch im Grenzgebiet gefördert. 
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Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, für pol-
nische Jugendliche zu Praktika in der Berufsausbildung 
in Deutschland eine Aufenthalts- bzw. Arbeitserlaubnis 
unkompliziert  sicherzustellen? 

Zur Zeit wird geprüft, ob jungen Berufstätigen im Rah-
men des Austauschprogramms des Jugendwerks auf-
grund des bestehenden deutsch-polnischen Gastar-
beitnehmerabkommens bis zu dreimonatige Berufs-
praktika in Deutschland ermöglicht werden können. 
Durch die Abstimmung der Weisungen der Arbeits-
verwaltung zur Erteilung der Arbeitserlaubnis mit den 
Förderungsrichtlinien des DPJW soll ein möglichst rei-
bungsloser Verfahrensablauf erreicht werden. 

Eine Erstausbildung polnischer Jugendlicher ist wegen 
der kritischen Lage auf dem Ausbildungsstellenmarkt 
z. Z. grundsätzlich nur in Ausnahmefällen möglich. 

27. Hält die Bundesregierung es für erstrebenswert, 
die Antragstellung beim DPJW für den Schul-
austausch zu erleichtern, indem eine einheitliche 
Antragsellung über das DPJW und nicht über die 
Bundesländer geschaffen wird? 

Bedingt durch die Kulturhoheit der Länder sind diese 
für den internationalen Schüleraustausch zuständig. 
Der Bund hat seine Zuständigkeit für den außerschuli-
schen Jugendaustausch mit Polen dem DPJW über-
tragen, so daß in Deutschland eine geteilte Kompetenz 
für den Schüleraustausch zwischen dem DPJW und 
den zuständigen Länderbehörden besteht. Diese Lage 
führt insbesondere für deutsche Schulen zu einem 
äußerst komplizierten Antragsverfahren und einer für 
alle Beteiligten unbef riedigenden Situation. Ein wün-
schenswertes einheitliches Antragstellungsverfahren 
für die Schulen kam bislang nicht zustande. Im Juni 
1996 hat die Kultusministerkonferenz einen Vorschlag 
zur Vereinheitlichung und Vereinfachung der fi-
nanziellen Förderung deutscher Schülerinnen und 
Schüler beschlossen. Die Teilnahme an dem neuen 
Verfahren ist den Ländern jeweils freigestellt. 

Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, die deut-
sche Umsatzsteuer für Personenbeförderungsverkehr 
von Nicht-EU-Ländern innerhalb der EU für den Ju-
gendaustausch auszusetzen und umgekehrt darauf 
hinzuwirken, daß die polnische Einreise- und Straßen-
gebühr für deutsche Jugendgruppen bei Busreisen 
ausgesetzt wird? 

Ein Problem für den Jugendaustausch stellt die Er-
hebung von Umsatzsteuern in grenzüberschreitenden 
Personenbeförderungen mit Omnibussen, die nicht im 
Inland zugelassen sind, dar. Da polnische Jugendliche 
vor allem in Bussen nach Deutschland reisen, ist diese 
Steuer eine finanzielle Belastung für polnische Ju-
gendliche, die am Jugendaustausch teilnehmen wol-
len. Häufig werden Fördermittel des DPJW aufge-
bracht, um diese Belastung für die Jugendlichen nicht 

so groß werden zu lassen und weil andernfalls die ge-
samte Begegnung gefährdet ist. 

Nach Artikel 9 Abs. 2 Buchstabe b der 6. EG-Richtlinie 
zur Harmonisierung der Umsatzsteuern sind grund-
sätzlich alle Personenbeförderungen, soweit sie auf das 
Inland entfallen, zu besteuern. Dementsprechend wer-
den in der Bundesrepublik Deutschland alle inländi-
schen Personenbeförderungen im Schienen-, Straßen- 
und Binnenschiffsverkehr - einschließlich des inländi-
schen Streckenanteils bei grenzüberschreitenden Be-
förderungen - der Umsatzsteuer unterworfen. 

Die Mitgliedstaaten, die bereits bei der Verabschiedung 
der 6. EG-Richtlinie eine Steuerbefreiung auf ent-
sprechende Personenbeförderungsumsätze angewandt 
haben, sind lediglich berechtigt, diese für eine Über-
gangszeit - die noch nicht abgelaufen ist - zunächst 
beizubehalten (Artikel 28 Abs. 3 Buchstabe b i. V. m. 
Anhang F Nr. 17 der 6. EG-Richtlinie). Die Bundes-
republik Deutschland kannte bei Verabschiedung der 
6. EG-Richtlinie nur eine Steuerbefreiung hinsichtlich 
der Personenbeförderungen im grenzüberschreitenden 
Luftverkehr und kann folglich auch nur diese fortfüh-
ren. Für andere Personenbeförderungsleistungen wäre 
eine Steuerbefreiung in Anwendung dieser Über-
gangsregelung unzulässig. Die Einführung einer Steu-
erbefreiung für Personenbeförderungsleistungen im 
grenzüberschreitenden Verkehr von und nach Dritt-
staaten im Wege eines nationalen Alleingangs wäre aus 
EG-rechtlichen Gründen derzeit also nicht möglich. 

Der von der Europäischen Kommission am 5. Novem-
ber 1992 vorgelegte Vorschlag zur Mehrwertsteuerre-
gelung für die Personenbeförderung sieht eine Steuer-
befreiung für Personenbeförderungen vor, die in einem 
Drittland beginnen oder enden. Die Bundesregierung 
hat diesen Vorschlag bisher wegen der Gefahr er-
heblicher Steuermindereinnahmen abgelehnt. 

28. In welcher Weise wird der Aufbau von bilingualen 
Schulen auf deutscher wie auf polnischer Seite mit 
Schülern aus der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Polen durch die Bundesregierung 
unterstützt? 

In Absprache zwischen der Bundesregierung und der 
Regierung der Repub lik Polen werden an ausgewähl-
ten polnischen Schulen z. Z. die Voraussetzungen dafür 
geschaffen, daß polnische Schüler Prüfungen zum 
Sprachdiplom der Kultusministerkonferenz der Länder 
in der Bundesrepublik Deutschland ablegen können. 
Das Sprachdiplom der Stufe II der Kultusmini-
sterkonferenz der Länder berechtigt bei Anerkennung 
des polnischen Sekundarschulabschlusses zur Auf-
nahme eines Studiums an einer deutschen Universität. 

In Goldberg in der Woiwodschaft Liegnitz wird eine 
bilinguale Schule aufgebaut, an der deutsche und pol-
nische Kinder die Möglichkeit erhalten sollen, ein Ab-
itur abzulegen, welches zum Studium an polnischen 
und deutschen Universitäten berechtigt. Die Bundes-
regierung unterstützt diese Schule im Rahmen des 
Lehrerentsendeprogramms. 
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Das Land Brandenburg unterstützt den Aufbau eines 
bilingualen Zweigs an einem Gymnasium in Stettin. 
Auf deutscher Seite besteht ein deutsch-polnisches 
Gymnasium in Löcknitz, das vom Land Mecklenburg

-

Vorpommern gefördert wird. 

Daneben gibt es weitere deutsch-polnische Schulpro-
jekte der Bundesländer (u. a. im Rahmen von Schul-
partnerschaften) im grenznahen Raum; hier können 
polnische Schüler und Schülerinnen deutsche Schulen 
besuchen, deutsche Lehrkräfte an polnischen Schulen 
unterrichten und deutsche Kinder Polnischunterricht 
erhalten („Polnisch als Begegnungssprache"). 

Welche Möglichkeiten der Studienförderung für pol-
nische Absolventen dieser Schulen sieht die Bundesre-
gierung? 

Vor allem an Studierende geistes- und sozialwissen-
schaftlicher Fächer vergibt der DAAD Hoch-
schulsommerkursstipendien, die die Teilnahme an 
Sommerkursen deutscher Hochschulen in den Fach-
gebieten Deutsche Sprache und Literatur, Deutsche 
Landeskunde/Deutsch als Fremdsprache ermöglichen. 
Für Germanistikstudenten werden Semesterstipendien 
zur Teilnahme am Germanistikstudium an deutschen 
Hochschulen vergeben. Außerdem fördert der DAAD 
Studienreisen und Studienpraktika. Studenten der 
Natur- und Ingenieurwissenschaften sowie der Land- 
und Forstwirtschaft können sich bei der „International 
Association for the Exchange of Students for Technical 
Experience" (IAESTE) um Praktikantenplätze in deut-
schen Industriebetrieben, Forschungsinstituten und 
Verwaltungseinrichtungen bewerben. 

Der Schwerpunkt der DAAD-Förderung liegt bei Gra-
duierten, die in der Regel in ihrem Heimatland bereits 
einen Hochschulabschluß erlangt haben. Bei diesen 
Bewerbern hat sich gezeigt, daß eine leistungs-
bezogene Auswahl leichter möglich ist als bei Studien-
anfängern. Zudem sind diese i. d. R. für ein bis drei Jahre 
vergebenen Stipendien erheblich billiger als die Voll-
studienfinanzierung für ein ganzes Studium von durch-
schnittlich sieben Jahren. Die Bundesregierung wird 
1997 erstmalig und in weiteren Jahren nur bei Verfüg-
barkeit weiterer Mittel an den besten Absolventen/die 
beste Absolventin der bilingualen Schulen in den MOE

-

Staaten (derzeit vier) ein Vollstipendium vergeben. Da-
mit soll ein besonderer Leistungsanreiz geschaffen 
werden. Darüber hinaus ist die Einführung eines 
gesonderten Stipendienprogramms des DAAD für 
polnische Studienanfänger, die bilinguale Schulen 
abgeschlossen haben, angesichts der zunehmend 
knapper bemessenen Haushaltsmittel nicht möglich 
(jedes siebenjährige Stipendium kostet 105 000 DM). 

29. Wann ist mit einem neuen Kulturabkommen zwi-
schen unseren beiden Staaten zu rechnen? 

Welche Probleme verzögern den dringend not-
wendigen Abschluß? 

Die erste Verhandlungsrunde zum Abschluß eines 
neuen Kulturabkommens mit Polen hat am 15. und 
16. Juli 1996 in Bonn stattgefunden. Der polnischen 
Seite war bereits im Ap ril 1994 ein Vertragsentwurf 
zum Abschluß eines neuen, zeitgemäßen Kultur-
abkommens zugeleitet worden, die Stellungnahme der 
polnischen Seite zu unserem Abkommensentwurf 
wurde aber erst Anfang des Jahres 1996 abgegeben. 

Es ist beabsichtigt, die Verhandlungen so fortzusetzen, 
daß mit einem Abschluß des neuen Kulturabkommens 
in naher Zukunft gerechnet werden kann. 

30. Was steht der gegenseitigen Anerkennung von 
Schul- und anderen Ausbildungsabschlüssen ent-
gegen, und was wird getan, die Schwierigkeiten zu 
überwinden? 

Die Anerkennung von Schul- und anderen Aus-
bildungsabschlüssen fällt auf deutscher Seite in die 
Zuständigkeit der Länder. Das jeweils zuständige Mi-
nisterium prüft die polnischen Bildungsnachweise 
nach dem Prinzip der Gleichwertigkeit. In den meisten 
Fällen ergibt die Prüfung, daß Gleichwertigkeit vor-
liegt, so daß der polnische Bildungsnachweis aner-
kannt wird. Das deutsche und das polnische Abitur 
sind einander prinzipiell gleichgestellt, d. h. das Reife-
zeugnis entfaltet unter Berücksichtigung der rechtli-
chen Regelungen des jeweils anderen Landes die glei-
chen Wirkungen wie im Heimatland. Um die gegen-
seitige Anerkennung von Studienleistungen und 
-abschlüssen zu erleichtern, ist zwischen Deutschland 
und Polen ein Äquivalenzabkommen ausgehandelt 
worden, das in nächster Zeit unterzeichnet werden soll. 
Die Empfehlungen der Zentralstelle für Ausländisches 
Bildungswesen im Sekretariat der Ständigen Konfe-
renz der Kultusminister der Länder (KMK) für die An-
erkennung polnischer Studienleistungen und -ab-
schlüsse orientieren sich bereits an dem Abkommens-
entwurf. 

31. In welcher Weise fördert die Bundesregierung die 
deutsch-polnische Zusammenarbeit zwischen Ein-
richtungen der Wissenschaft im Grenzraum, und 
welche Planungen bestehen? 

Die Bundesregierung vergibt Fördermittel an Ein-
richtungen, die sich mit der Erforschung Osteuropas 
befassen. Viele dieser Einrichtungen arbeiten mit 
grenznahen polnischen Einrichtungen zusammen, 
auch wenn sie ihren Sitz nicht in der Grenzregion ha-
ben. Im Rahmen des gesetzlichen Auftrags aus § 96 
BVFG fördert die Bundesregierung im universitären 
und außeruniversitären Forschungs- und Lehrbereich 
eine grenzüberschreitende Zusammenarbeit zur Ver-
tiefung wissenschaftlicher Erkenntnisse über die Ge-
schichte und Kultur der früheren deutschen Gebiete 
und Siedlungsgebiete in Ostmittel-, Ost- und Süd-
osteuropa. Ferner finanziert die Bundesregierung zur 
Hälfte das Zentrum für Agrarlandschafts- und Land-
nutzungsforschung e. V. (ZALF). Die Einrichtung ge- 
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hört zur Wissenschaftsgemeinschaft „Blaue Liste" und 
beschäftigt sich mit Prozessen der vorwiegend agrar-
isch genutzten Landschaften des Nordostdeutschen 
Tieflandes. Sie führt Forschungsvorhaben mit der 
Landwirtschaftsakademie Stettin, dem Umwelt-
forschungszentrum Posen, der Landwirtschaftlichen 
Hochschule Breslau und dem Landwirtschaftsinstitut 
Falenty durch. 

Über den DAAD fördert die Bundesregierung Studie-
rende des Internationalen Hochschulinstituts Zittau 
(s. Antwort zu Frage 25). 

Im Rahmen des Programms „Ostpartnerschaften" un-
terstützt der DAAD die Zusammenarbeit deutscher 
Hochschulen mit Hochschulen in den mittel- und ost-
europäischen Staaten. Gegenwärtig werden durch 
dieses aus Zuwendungen des Bundes finanzierte Pro-
gramm auch die vertraglich vereinbarten Partner-
schaften zwischen den grenznahen Hochschulen TU 
Cottbus-TU Breslau, Universität Greifswald-Universi-
tät Stettin und der FH Zittau-Görlitz-Ökonomische 
Akademie Breslau gefördert. Die germanistische In-
stitutspartnerschaft zwischen der Universität Greifs-
wald und der Universität Stettin erhält eine Förderung 
im Rahmen des DAAD-Sonderprogramms zur Förde-
rung der deutschen Sprache in Mittel- und Osteuropa. 

Zu den Hauptaufgaben des Deutschen-Historischen 
Instituts Warschau zählen die Erforschung der deutsch-
polnischen Geschichte und der deutsch-polnischen 
Beziehungen im gemeinsamen europäischen Bezug, 
die wissenschaftliche Behandlung von Fragen der ver-
gleichenden Geschichte Deutschlands und Polens und 
der Historiographie. Das Forschungsspektrum reicht 
derzeit über die Zeitspanne vom 16. Jahrhundert bis in 
die Zwischenkriegszeit. 

32. Unterstützt die Bundesregierung Projekte zur 
wissenschaftlichen Begleitung der Aufarbeitung 
der deutsch-polnischen Grenzproblematik, und in 
welcher Weise geschieht das? 

Hält sie die Einrichtung eines gemeinsamen inter-
disziplinären Deutsch-Polnischen Instituts zur Er-
forschung der Grenzproblematik für sinnvoll? 

Die Bundesregierung beteiligt sich über die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft an der Finanzierung des 
„Frankfurter Instituts für Transformationsstudien", 
eines Zentralinstituts der Europa-Universität „Via-
drina" in Frankfurt/Oder. Sein Zweck ist die Er-
forschung der Prozesse, die mit dem Wandel von Wi rt

-schafts- und Gesellschaftsordnungen verbunden sind. 

Das Bundesinstitut für ostwissenschaftliche und inter-
nationale Studien in Köln erforscht und dokumentiert 
die Entwicklung der deutsch-polnischen Beziehungen. 
Darin eingeschlossen ist die deutsch-polnische Grenz-
region. Die Studiengruppe für Politik und Völkerrecht 
befaßt sich in Verbindung mit der von der Bundesre-
gierung nach § 96 BVFG geförderten Kulturstiftung der 
deutschen Vertriebenen auch mit Themen, die mit dem 
angesprochenen Thema in Zusammenhang stehen. 

Mit dem Collegium Polonicum in Slubice existiert be-
reits ein Deutsch-Polnisches Institut zur Erforschung 
der Grenzproblematik. Eine seiner Aufgaben ist gemäß 
der zwischen der Europa-Universität Frankfurt/Oder 
und der Adam-Mickiewicz-Universität Posen abge-
schlossenen Gründungsvereinbarung die verglei-
chende Untersuchung der wirtschaftlichen, sozialen, 
rechtlichen und kulturellen Probleme von Grenz-
regionen. Die Einrichtung befindet sich noch in der 
Aufbauphase (s. auch Antwort zu Frage 25). 

33. Welche grenznahen deutsch-polnischen Aktivi-
täten und Vorhaben auf kulturellem Gebiet unter-
stützt die Bundesregierung, und welche Planungen 
bestehen? 

Zur Beantwortung wird auf die Antworten zu den Fra-
gen 25, 26, 28, 31 und 32 Bezug genommen. Darüber 
hinaus wurden von der Bundesregierung bei ent-
sprechender Antragstellung Einzelmaßnahmen in den 
Bereichen Kunst, Kultur, Wissenschaft, Musik, Theater 
etc. gefördert. Die Bundesregierung ist auch weiterhin 
bereit, entsprechende Maßnahmen - nicht nur im 
grenznahen Bereich - zu fördern, weist jedoch darauf 
hin, daß zur Förderung eine Antragstellung er-
forderlich ist. 

34. Wann gedenkt die Bundesregierung, das vom 
Bundesminister des Innern geplante Regional-
förderungsprogramm Kultur für die struk-
turschwachen Kreise und Gemeinden entlang der 
deutsch-polnischen und deutsch-tschechischen 
Grenze einzuführen? 

Die Bundesregierung und der Deutsche Bundestag 
haben sich wegen der äußerst angespannten Haus-
haltslage nicht in der Lage gesehen, im Bundeshaus-
haltsplan 1996 oder 1997 Mittel für ein Regional-
programm zur Förderung grenzüberschreitender kul-
tureller Zusammenarbeit im deutsch-polnischen und 
deutsch-tschechischen Grenzgebiet vorzusehen. Die 
Finanzplanung des Bundes bis 1999 sieht deswegen 
Haushaltsansätze zur Dotierung des Programmes nicht 
vor. 

35. Welche grenznahen Programme und Ein-
richtungen der politischen Bildung fördert die 
Bundesregierung, und welche Planungen be-
stehen? 

Die Bundesregierung fördert Programme 

— der politischen Stiftungen mit deren Projektbüros 
in Polen und Bildungsstätten/Landesbüros in 
Deutschland (grenznahe Bundesländer) sowie 

— der Bundeszentrale für politische Bildung (BpB) und 
nichtstaatlicher Trägerinstitutionen über die BpB. 

Die von der Bundesregierung geförderte gesellschafts

-

politische Bildungs- und Beratungsarbeit der politi- 
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schen Stiftungen umfaßt auch Maßnahmen und Pa rt
-ner beiderseits der deutsch-polnischen Grenze. Pro-

jekte in Polen, z. B. zur Unterstützung der kommunalen 
Selbstverwaltung, werden vom Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung im 
Rahmen des TRANSFORM-Programms und vom Aus-
wärtigen Amt finanziert, politische Bildungsmaß-
nahmen auf der deutschen Seite vom Bundes-
ministerium des Innern (Durchführung durch Landes-
büros/Bildungsstätten der Stiftungen in Berlin, 
Dresden, Erfu rt , Leipzig, Potsdam, Rostock, Schwerin). 
Inhaltlich geht es um grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit (auch im Rahmen von Euroregionen und 
teilweise unter Einbeziehung der tschechischen Seite), 
Wirtschaft, Umwelt, Verkehr, Jugend, Frauen, Kultur, 
das deutsch-polnische Verhältnis in Geschichte und 
Gegenwart, Polens Weg in die EU und andere Themen 
von gemeinsamem Interesse. Zu den geförderten Part-
nerorganisationen gehören u. a. das Zentrum für 
Lokale Selbstverwaltung in Hirschberg und drei inter

-

regionale Gewerkschaftsräte. 

Die Bundeszentrale für politische Bildung führte dane-
ben auch selbst oder in Zusammenarbeit mit anderen 
Organisationen deutsch-polnische Tagungen an ver-
schiedenen Orten im grenznahen Raum durch. So fan-
den u. a. Veranstaltungen statt zu den Themen „Eu-
roregion Neiße", „Extremismus - Gewalt - Minder-
heiten", „Wie war das damals? 50 Jahre Kriegsende", 
„Deutsche in Polen - Polen in Deutschland", „Fremde 
in Deutschland - Deutsche im Ausland". 

Es ist geplant, die Förderprogramme in diesem Rahmen 
fortzusetzen. In Anbetracht der Haushaltslage sind da-
neben keine ausschließlich auf das Grenzgebiet zuge-
schnittenen Vorhaben geplant. 

36. In welcher Weise fördert die Bundesregierung den 
grenznahen deutsch-polnischen Journalistenaus-
tausch, um die gegenseitige Kenntnis voneinander 
in der polnischen wie deutschen Öffentlichkeit zu 
vertiefen? 

Als Teil der Politischen Öffentlichkeitsarbeit Ausland 
fördert die Bundesregierung u. a. auch Kontakte zwi-
schen polnischen und deutschen Journalisten. 

Im Rahmen des Besucherprogramms der Bundesregie-
rung wurden in den vergangenen Jahren jeweils etwa 
20 polnische Journalisten entweder als Einzelreisende 
oder als Teilnehmer an Gruppen- bzw. an sog. 
Themenreisen zu einem Besuch nach Deutschland 
eingeladen. Zum Besuchsprogramm gehören regel-
mäßig auch Gespräche in den Redaktionen deutscher 
Medien. Durch die Beteiligung der Generalkonsulate 
in Stettin und Breslau am Einladungsverfahren ist die 
Berücksichtigung von polnischen Journalisten aus dem 
grenznahen Bereich sichergestellt. Daneben hat die 
Bundesregierung 1995 und 1996 jeweils eine Gruppe 
von etwa 25 Studenten der Warschauer Journalisten-
schule zu einer Informationsreise nach Deutschland 
eingeladen. 

Eine gezielte Kontaktanbahnung und -pflege im 
grenznahen Bereich wird im Rahmen des sog. Konfe-
renzprogramms gefördert. In den letzten Jahren wur-
den folgende Veranstaltungen bezuschußt oder voll 
finanziert: 

— Tagung der Medien aus Euroregionen am 2. bis 
5. Juni 1993 in Frankfurt/Oder - Slubice (Teil-
nehmer u. a. 12 polnische Journalisten aus dem 
grenznahen Bereich), 

— Tagung der Medien aus Euroregionen am 22. Juni 
1995 in  Hof /Oberfranken (Teilnehmer u. a. neun 
polnische Journalisten aus dem grenznahen Be-
reich), 

— Studienreise des deutsch-polnischen Journalisten-
klubs aus Warschau ins deutsch-polnisch-tschechi-
sche Dreiländereck vom 26. bis 29. März 1995, 

— Studienreise zum Thema „Umweltschutz" ins 
deutsch-polnische Grenzgebiet bei Stettin vom 15. 
bis 19. Oktober 1995, 

— Informationsreise von 30 Medienvertretern und 
Pressesprechern der Behörden aus der Wojewod-
schaft Grünberg nach Berlin und Brandenburg am 
20. Februar 1996, 

— Informationsreise in Berlin akkreditierter aus-
ländischer Korrespondenten in die Euroregion Po-
merania und Zusammentreffen mit polnischen 
Journalisten in Stettin vom 17. bis 19. Juni 1996. 

Das Deutsch-Polnische Jugendwerk hat in eigener 
Verantwortung von 1993 bis 1995 je zwei Programme 
für junge deutsche und polnische Journalisten durch-
geführt, 1996 sind vier Programme geplant. Sowohl bei 
der personellen Zusammensetzung als auch bei der in-
haltlichen Konzeption wird auf die Berücksichtigung 
des grenznahen Raumes Wert gelegt. 

Über aktuelle europapolitische Themen informiert das 
Auswärtige Amt zusammen mit der Vertretung der Eu-
ropäischen Kommission in Deutschland regelmäßig im 
Rahmen sog. Europaforen in den neuen Ländern, an 
denen hochrangige Vertreter des Auswärtigen Amts 
und der Europäischen Kommission teilnahmen. Ziel-
gruppe dieser Veranstaltungen sind Multiplikatoren. 
An den Europaforen, die in der Nähe zur polnischen 
Grenze stattgefunden haben (z. B. Görlitz, Frankfu rt/ 
Oder, Greifswald), nahmen auch deutsche und pol-
nische Journalisten aus den grenznahen Gebieten teil. 

37. Welche Initiativen erwägt die Bundesregierung, 
die Arbeit der Euroregionen im deutsch-polnischen 
Grenzgebiet auf eine vertragliche Grundlage zu 
stellen, wodurch die kommunalen Körperschaften 
die nötigen Kompetenzen für ihre grenzüber-
greifenden Aktivitäten erhalten (Madrider Kon-
vention des Europarats vom 21. Mai 1980)? 

Deutschland ist Vertragspartei des „Europäischen 
Rahmenübereinkommens über die grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit zwischen Gebietskörper-
schaften" vom 21. Mai 1980, der sog. Madrider 
Konvention, und hat sich damit schon frühzeitig 
verpflichtet, eine dezentrale grenzüberschreitende 
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Zusammenarbeit zu fördern. Ein Zusatzprotokoll, das 
nach einer Entscheidung des Ministerkomitees am 
9. November 1995 zur Zeichnung aufgelegt und von 
Deutschland bereits gezeichnet worden ist, soll das 
Madrider Abkommen durch die Beschreibung der 
Rechtsinstrumente ergänzen, mit denen in der Praxis 
der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit gute Er-
fahrungen gemacht worden sind. 

Dem Geist der Madrider Konvention entsprechend ha-
ben sich im deutsch-polnischen Grenzgebiet seit dem 
Abschluß des deutsch-polnischen Nachbarschafts-
vertrages flächendeckend Euroregionen gebildet. Im 
nördlichen deutsch-polnischen Grenzraum die Eurore-
gion „Pomerania", mit vorpommerschen und branden-
burgischen Kreisen und kreisfreien Städten und der 
polnischen Woiwodschaft Stettin; südlich anschließend 
die Euroregion „Pro-Europa-Viadrina", mit Frankfu rt / 
Oder und einigen Landkreisen auf deutscher Seite und 
Gemeinden der Woiwodschaft Landsberg; die Eurore-
gion „Spree-Neiße-Bober" mit dem südlichen Teil 
Brandenburgs und Gemeinden der Woiwodschaften 
Grünberg; die Euroregion „Neiße-Nisa-Nysa" im Drei-
ländereck Deutschland, Polen und Tschechische Re-
publik mit sächsischen Städten und Kreisen, Gemein-
den der Woiwodschaft Hirschberg in Polen und der 
Kreise Reichenberg und Gablontz in der Tschechischen 
Republik. 

Rechtsformen und Strukturen der Euroregionen be-
ruhen auf informellen Kooperationsvereinbarungen 
zwischen privatrechtlichen kommunalen Vereinen 
diesseits und jenseits der Grenzen. Die Euroregionen 
wollen u. a. auf den Gebieten Kultur, Bildung, Jugend-
austausch und Wirtschaftsförderung grenzüber-
schreitend zusammenarbeiten. Im Bau bzw. geplant 
sind u. a. bereits gemeinsame Kläranlagen in Swine-
münde, Kietz-Küstrin, Frankfurt/Oder-Slubice und 
Guben-Gubin sowie grenzüberschreitende Konzepte 
für den Tourismus. 

Seit Beginn der 90er Jahre ist Deutschland dazu über-
gegangen, weitreichende Übereinkommen über die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit von Gebiets

-

körperschaften und örtlichen öffentlichen Stellen mit 
den westlichen Nachbarstaaten und der Schweiz ab-
zuschließen, die das Madrider Abkommen ergänzen. 
Dabei konnte auf das Fundament jahrzehntelanger Er-
fahrungen mit der grenzüberschreitenden Zusammen-
arbeit aufgebaut werden. Ein Meilenstein bedeutet die 
Unterzeichnung des Karlsruher Übereinkommens über 
die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen 
Deutschland, Frankreich, Luxemburg und der Schweiz 
am 23. Januar 1996. Mit dieser Vereinbarung wird 
die grenzüberschreitende Zusammenarbeit in der 
deutsch-französisch-luxemburgisch-schweizerischen 
Grenzregion eine neue Qualität erhalten. Im Rahmen 
ihrer Befugnisse und unter Beachtung des innerstaat-
lichen Rechts und der völkerrechtlichen Verpflich-
tungen der Vertragsparteien werden die Gebiets-
körperschaften und örtlichen öffentlichen Stellen 
grenzüberschreitend öffentlich-rechtliche Vereinba-
rungen über eine Zusammenarbeit (wie gemeinsame 
Kindergärten, Schulen, Gewerbegebiete etc.) schlie-
ßen können. Bisher erforderliche völkerrechtliche Ver

-

träge, die von den nationalen Regierungen aus-
gehandelt und unterzeichnet werden mußten, werden 
in vielen Fällen nicht mehr notwendig sein. Darüber 
hinaus schafft das Übereinkommen Rechtssicherheit 
für bestehende Formen grenzüberschreitender Zu-
sammenarbeit. 

Die guten Erfahrungen in der noch jungen Geschichte 
der deutsch-polnischen grenzüberschreitenden Zu-
sammenarbeit lassen es wünschenswert erscheinen, 
auch dort  zu Vereinbarungen nach dem Vorbild des 
Karlsruher Übereinkommens zu kommen. Der polni-
schen Seite wurde dieser Vorschlag seit 1994 bereits 
mehrfach unterbreitet. Die Reaktionen sind zurück-
haltend ausgefallen, da man die innerstaatlichen Vor-
aussetzungen, zu der insbesondere eine dezentrale 
Verwaltungsstruktur mit Entscheidungskompetenzen 
auch auf den unteren Ebenen gehört, als noch nicht 
gegeben ansieht. Das Angebot von deutscher Seite 
bleibt jedoch aufrechterhalten und wird auch künftig 
an geeigneter Stelle weiterhin unterbreitet werden. 

38. Hält die Bundesregierung die zur Verfügung ste-
henden Haushaltsmittel zur Förderung von regio-
nalen und lokalen Projekten im deutsch-polni-
schen Grenzraum für ausreichend? 

Die von der Bundesregierung der EU und den Ländern 
zur Verfügung gestellten Haushaltsmittel erlauben 
eine Förderung zahlreicher regionaler und lokaler 
Projekte im deutsch-polnischen Grenzraum. 

Mit der Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" (GA) 
steht ein finanziell gut ausgestattetes und flexibles 
Förderinstrument zur Verfügung, mit dem den spezifi-
schen Belangen besonders strukturschwacher Regio-
nen Rechnung getragen werden kann. Dabei ist es 
Sache der Länder, entsprechend den regionalen 
Problemlagen räumliche und sachliche Förder-
schwerpunkte zu setzen. Seitdem in den neuen Län-
dern solche Differenzierungen vorgenommen werden, 
gehören die Grenzregionen fast ausnahmslos zu den 
Höchstfördergebieten. 

Die GA-Förderergebnisse zeigen, daß diese Förder-
praxis erfolgreich war. Im Zeitraum Dezember 1990 bis 
Mai 1996 konnten in den Grenzregionen Zuschüsse für 
Investitionen der gewerblichen Wirtschaft und für 
wirtschaftsnahe Infrastrukturmaßnahmen in Höhe von 
9,8 Mrd. DM bewilligt werden. Mit diesen Mitteln 
wurden Investitionen in Höhe von 31,3 Mrd. DM be-
zuschußt und rd. 201 000 Arbeitsplätze gesichert bzw. 
neu geschaffen. Die Förderintensität in den Grenz-
regionen liegt dabei sogar leicht über dem Gesamt-
durchschnitt der Bundesländer Brandenburg, Meck-
lenburg-Vorpommern und Sachsen. Die Bundesregie

-

rung  wird auch künftig alle Anstrengungen 
unternehmen, ihren Beitrag zu leisten, die GA in Ost-
deutschland auf hohem Niveau fortzuführen. 

Zur Bewältigung besonderer Entwicklungsprobleme 
an den Außengrenzen der EU stellen die EU und die 
jeweiligen Länder für Grenzregionen zu Polen im Rah- 
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men der Gemeinschaftsinitiative INTERREG II bis 1999 
ca. 449 Mio. DM zur Verfügung. Förderschwerpunkte 
sind Verkehr (Grenzübergänge), Versorgungsinfra-
struktur, Umwelt, wirtschaftliche Zusammenarbeit, 
Fremdenverkehr und Landwirtschaft. Da die Möglich-
keiten des Einsatzes von INTERREG-Mitteln an den 
EU-Außengrenzen enden, hat die EU im Rahmen des 
PHARE-Programms ein besonderes Programm zur 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit (PHARE/ 
CBC) eingerichtet. Für Maßnahmen auf polnischer 
Seite der Grenze sollen hierfür von 1995 bis 1999 ca. 
264 Mio. DM zur Verfügung stehen. Wichtige Infra-
strukturmaßnahmen konnten in diesem Rahmen be-
reits in Angriff genommen bzw. realisie rt  werden (z. B. 
das Zollterminal Swiecko II am Grenzübergang Frank-
furt/Oder - Schwetig, gemeinsame Kläranlage für Gu-
ben und Gubin). 

Darüber hinaus stellen der Bund bzw. die betreffenden 
Länder in eigenen Programmen Haushaltsmittel für die 
Grenzregionen für Polen zur Verfügung (s. insbe-
sondere die Antworten auf die vorhergegangenen Fra-
gen des Abschnitts III). 

Vor dem Hintergrund der schwierigen Lage der öffent-
lichen Haushalte spiegeln diese großen finanziellen 
Anstrengungen in eindrucksvoller Weise den hohen 
politischen Stellenwert wider, den die Bundesregie-
rung den Grenzregionen sowie der grenzüber-
schreitenden regionalen Zusammenarbeit mit den pol-
nischen Nachbarn beimißt. 

Im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushalts-
mittel für die Unterstützung der deutschen Minder-
heiten in Ostmittel-, Ost- und Südosteuropa werden im 
übrigen auch in grenznahen Gebieten Polens Maß-
nahmen der Bundesregierung zugunsten der deut-
schen Minderheit in Polen gefördert. Diese Förderung 
umfaßt vorwiegend lokale Projekte, die allen Men-
schen der Region dienen. 

IV Zusammenarbeit im Grenzraum auf wirtschaft-
licher Ebene 

39. Wie beurteilt die Bundesregierung den Stand der 
grenznahen deutsch-polnischen wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit, und welche Perspektiven sieht 
sie? 

Die öffentlichen Haushalte unternehmen alle An-
strengungen, das wirtschaftliche Umfeld für die grenz-
nahe deutsch-polnische Zusammenarbeit nachhaltig 
zu verbessern (s. Antwort zu Frage 38). In dem Maße, in 
dem es gelingen wird, die infrastrukturellen und ad-
ministrativen Defizite beim grenzüberschreitenden 
Personen- und Warenverkehr zu beseitigen, werden 
die bestehenden Vorteile der Grenzlage - wie etwa die 
geographische Nähe zu den dynamischen MOE-
Märkten - für dortige Unternehmen verstärkt zum 
Tragen kommen. Da über den grenznahen grenzüber-
schreitenden Warenaustausch sowie über die Ko-
operationsaktivitäten keine offiziellen Statistiken ge-
führt werden, ist der Bundesregierung eine quantifi-
zierte Einschätzung zum Stand der grenznahen 
deutsch-polnischen wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
nicht möglich. Die Bundesregierung geht jedoch davon 

aus, daß die wirtschaftliche Zusammenarbeit in der 
Grenzregion künftig eine große Dynamik entfalten 
wird. 

Entscheidend für Ausmaß und Richtung dieser Ent-
wicklung sind gute Startbedingungen für Unter-
nehmen, die sich in der Grenzregion ansiedeln wollen. 
Das zeigt sich deutlich am Mittelstand, der sich bereits 
kräftig entwickelt. Eine wichtige Rolle spielt in diesem 
Zusammenhang die Deutsch-Polnische Wirtschafts-
förderungsgesellschaft AG (WFG) in Landsberg/War-
the (s. Antwort zu Frage 40). Neben der beratenden 
Wirtschaftsförderung spielen auch finanzielle Fragen 
eine große Rolle. 

In diesem Zusammenhang stellen die noch nicht hin-
reichend existierenden Kreditfazilitäten auf der polni-
schen Seite der Grenzregion ein wesentliches Hinder-
nis für die weitere Entwicklung der wirtschaftlichen 
Kooperation dar. Die Wirtschaftsförderungsgesellschaft 
hat deshalb gemeinsam mit der Kreditanstalt für Wie-
deraufbau eine Diskussion über Möglichkeiten der 
Einführung eines Bürgschaftsbankenmodells in Polen 
initiiert. Die Bundesregierung hat im Einvernehmen 
mit den Entscheidungsträgern auf polnischer Seite 
über das Beratungsprogramm TRANSFORM die Fi-
nanzierung für die Erarbeitung einer komplexen Vor-
bereitungsstudie gesichert. Von dieser Studie werden 
konkrete Entscheidungsgrundlagen erwartet. 

40. Hält die Bundesregierung die finanzielle Aus-
stattung der deutsch-polnischen Wirtschafts-
förderungsgesellschaft für ausreichend? 

Die Deutsch-Polnische Wirtschaftsförderungsgesell-
schaft AG wird seit ihrer Gründung 1994 von den Zu-
wendungsgebern der deutschen und polnischen Seite 
zur Erfüllung ihrer satzungsgemäßen Aufgaben fi-
nanziert. In den Jahren 1994 bis 1996 hat die Bundes-
regierung die WFG jeweils mit 1,6 Mio. DM (zusammen 
4,8 Mio. DM) aus TRANSFORM-Mitteln gefördert. Den 
gleichen Beitrag haben die Bundesländer Berlin, Bran-
denburg, Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen ge-
meinsam geleistet. 

Für die Jahre 1997 bis 1999 ist eine weitere Förderung 
durch den Bund und die betreffenden Länder ge-
sichert. 

41. Was sind die bisherigen Erfahrungen und Ergeb-
nisse der gemeinsamen Raumordnungs-
kommission? 

Inwieweit sind in ihre Arbeit die Länder und Kreise 
einbezogen? 

Die Deutsch-Polnische Raumordnungskommission 
kann auf eine vierjährige erfolgreiche Arbeit zurück-
blicken. Die Kommission wurde aufgrund einer Über-
einkunft zwischen dem Ministerium für Raumwirt-
schaft und Bauwesen der Republik Polen und dem 
Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und 
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Städtebau im Juli 1992 konstituiert. Grundlage ist Arti-
kel 13 des deutsch-polnischen Nachbarschaftsver-
trages. Hauptziel ihrer Tätigkeit ist es, Grundlagen für 
eine integrie rte und gleichmäßige Entwicklung des 
Raumes entlang der deutsch-polnischen Grenze zu 
schaffen. Die Kommission setzt sich vereinbarungsge-
mäß aus Vertretern der jeweiligen nationalen Ebenen, 
der betroffenen Länder auf deutscher Seite und der an 
die Bundesrepublik Deutschland angrenzenden Woi-
wodschaften auf polnischer Seite sowie aus Vertretern 
der sonstigen regionalen/kommunalen Ebenen zu-
sammen. Aufgrund der Benennungen durch die Län-
der Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg sind 
derzeit zwei Landräte in der deutschen Delegation 
ständig vertreten. Insbesondere durch sie und Vertreter 
aus kommunalverfaßten regionalen Planungsver-
bänden der Länder wird eine enge Verbindung zur 
kommunalen und regionalen Ebene auf deutscher 
Seite garantiert. 

Die Vereinbarung über die konkrete, ständige Zusam-
mensetzung der Kommission soll sicherstellen, daß die 
Unterschiede im Staats- und Verwaltungsaufbau und 
den damit eng verknüpften unterschiedlich gestalteten 
Kompetenzstrukturen im jeweiligen System der räum-
lichen Planung beider Staaten von vornherein in Rech-
nung gestellt werden. Die Ergebnisse der Kommissi-
onsarbeit werden auf verschiedenen Ebenen zielge-
richtet umgesetzt. Die Resonanz auf die von ihr in die 
Wege geleiteten Ausarbeitungen und initiierten Ver-
öffentlichungen ist groß. Im einzelnen kann hervor-
gehoben werden: 

Die Empfehlungen der Kommission zur grenzüber-
schreitenden Information und Konsultation über ört-
liche, regionale und überregionale Planungen und 
raumbedeutsame Einzelprojekte (und deren Organisa-
tion) werden von den zuständigen Planungsträgern auf 
beiden Seiten umgesetzt. Die fachlichen Kontakte, ins-
besondere auf der regionalen Ebene, sind intensiv und 
wachsen weiter heran. Sie beruhen auf Gegenseitig-
keit und Gleichwertigkeit (vgl. § 4 Abs. 6 ROG). Die 
Tätigkeit der Kommission hat damit eine große Brei-
tenwirkung erhalten, die z. B. von dem Gastrecht pol-
nischer Vertreter in einem förmlichen Gremium eines 
Landes (Braunkohlenausschuß Brandenburg), über 
gegenseitige Stellungnahmen zu deutschen Regional-
plänen bzw. Studien zur Raumordnung der polnischen 
Woiwodschaften bis zur Verabschiedung koordinierter 
Bauleitplanungen durch die jeweiligen Gemeinderäte 
(Frankfurt/Oder-Slubice) reicht. 

Das von der Kommission angeregte und von ihren Mit-
gliedern geförderte Deutsch-Polnische Handbuch der 
Planungsbegriffe liegt seit 1995 zweisprachig vor. Es 
wurde von einer deutsch-polnischen Arbeitsgemein-
schaft (Akademie für Raumforschung und Landes-
planung, Hannover/Institut für Raum- und Kom-
munalwirtschaft, Warschau) ausgearbeitet. Das Hand-
buch stellt die beiden Systeme der räumlichen Planung 
vor und erläutert die wichtigsten Planungsbegriffe. Es 
findet unter Planern ebensoviel Anwendung wie bei 
Unternehmen, die auf Projektierungsarbeiten ange-
wiesen sind. 

Mit einer Bestandsaufnahme für den weiteren Raum 
beiderseits der deutsch-polnischen Grenze gelang es, 
eine nach systematisch (weitgehend) einheitlichen De-
finitionen ausgearbeitete regionale siedlungs- und 
nutzungsstrukturelle Analyse vorzulegen. Sie wurde 
auf Initiative und nach intensiven Beratungen der 
Deutsch-Polnischen Raumordnungskommission von 
Instituten ausgearbeitet, die von den nationalen Mini-
sterien beauftragt wurden. Diese Bestandsaufnahme 
wurde Grundlage für „Raumordnerische Leitbilder für 
den Raum entlang der deutsch-polnischen Grenze", 
mit denen Entwicklungsziele und Handlungsansätze 
formuliert werden. Beide sind dem Deutschen Bundes-
tag und dem Bundesrat zusammengefaßt zur Unter-
richtung zugeleitet worden (Drucksache 13/2685 vom 
18. Oktober 1995). 

Sie wurden darüber hinaus auf einer deutsch-polni-
schen Regionalkonferenz „Pa rtner in Europa" im Ok-
tober 1995 in Stettin in Anwesenheit der polnischen 
Ministerin Blida und von Bundesminister Dr. Klaus 
Töpfer Teilnehmern aus Politik, Wirtschaft und Ver-
waltung vorgestellt. 

Die Deutsch-Polnische Raumordnungskommission hat 
in einer Entschließung allen zuständigen Stellen emp-
fohlen, in den Handlungsfeldern 

— naturräumliche Schutz- und Entwicklungsmaß-
nahmen, 

— Siedlungsstruktur und 

— Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur 

konkrete Projekte gemeinsam aufzugreifen und 
durchzuführen. Die raumordnerischen Leitbilder zäh-
len im übrigen solche Projekte auf, die für die regionale 
Entwicklung im Raum entlang der deutsch-polnischen 
Grenze in diesen Handlungsfeldern wichtig sind. Da-
bei spielen naturräumliche Schutz- und Entwicklungs-
maßnahmen, Siedlungsstruktur- und Verkehrsinfra-
strukturverbesserungen eine besondere Rolle. Die 
Raumordnungskommission befaßt sich mit der Frage, 
welchen Projekten aus Sicht beider Seiten Vorrang ge-
geben werden kann. Die Bundesregierung sieht den 
Empfehlungen der Kommission darum mit Interesse 
entgegen. 

Zentrales Anliegen der weiteren Tätigkeit der Kom-
mission ist darüber hinaus, eine über die Information 
und Konsultation zwischen den Planungsträgern hin-
ausgehende Koordination planerischer Vorläufe zu er-
reichen. 

42. Wie schätzt die Bundesregierung die Arbeits-
marktsituation im Grenzraum ein, und welchen 
politischen Handlungsbedarf sieht sie in diesem 
Bereich? 

Die Arbeitsmarktsituation im deutsch-polnischen 
Grenzraum ist durch spezielle Probleme gekennzeich-
net, die nicht allein aus der unmittelbaren Grenznähe, 
sondern auch aus der traditionellen Strukturschwäche 
der Region resultieren (z. B. starke landwirtschaftliche 
Prägung in der Uckermark, indust rielle Monostruktur 
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in Eisenhüttenstadt und Frankfurt/Oder). Die struk-
turellen Probleme werden verstärkt durch Standort-
nachteile in Form von schlechten infrastrukturellen 
Rahmenbedingungen. In der Folge liegen die Arbeits-
losenquoten der grenznahen Dienststellen z. T. deutlich 
über dem Durchschnitt des jeweiligen Landes. 

So wiesen z. B. die Dienststellen Pasewalk, Uecker

-

münde und Wolgast im Jahresdurchschnitt 1995 Ar-
beitslosenquoten von 18,6 %, 21,3 % bzw. 18,6 % auf, 
während die Quote in Mecklenburg-Vorpommern ins-
gesamt 16,2 % betrug. Auch die Arbeitslosenquoten in 
den grenznahen Dienststellen Forst (18,8 %), Guben 
(19,5 %), Uckermark (20,9 %), Seelow (18,5 %) und Ei-
senhüttenstadt (17,2 %) lagen im Juni 1996 deutlich 
über dem Durchschnitt des Landes Brandenburg 
(15,6 %), und ebenso lag im Arbeitsamtsbezirk Bautzen 
die Arbeitslosenquote im Juni 1996 mit 17,3 % über 
dem sächsischen Landesdurchschnitt (15,2 %). 

Aus dem Lohn- und Preisgefälle der beiden Länder er-
geben sich zusätzliche Probleme für den Arbeitsmarkt. 
Die Lohndifferenz kann durch Verlagerung von lohn-
intensiver Fertigung nach Polen zum Verlust von ein-
heimischen Arbeitsplätzen führen. Auch die Preis-
differenz kann sich indirekt - zumindest kurzfristig - 
negativ auswirken. 

Die Beschaffung von Konsum- und Investitionsgütern 
in Polen führt zu einem Nachfrageverlust für die deut-
schen Unternehmen, bedeutet aber auch günstigere 
Voraussetzungen für regionale Wirtschaftsunter-
nehmen. Die wachsende Kaufkraft der polnischen 
Grenzbevölkerung wird - zumindest im Bereich hö-
herwertiger Konsumgüter - einen zunehmend posi-
tiven Einfluß in der deutschen Grenzregion haben. 

Aufgrund der anhaltend schlechten Arbeitsmarkt-
situation wird die Erteilung von Grenzgänger-Arbeits-
erlaubnissen äußerst restriktiv gehandhabt. So wurden 
beispielsweise im ersten Halbjahr 1996 237 Arbeits-
erlaubnisanträge durch das Arbeitsamt Bautzen abge-
lehnt (im gleichen Zeitraum des Vorjahres 97), und 
zwar fast ausschließlich aus Arbeitsmarktgründen. 

Hält sie eine Veränderung der Praxis der Bewilligung 
von Vertragsarbeitern für notwendig? 

Die Beschäftigung von Werkvertragsarbeitnehmern ist 
ein wichtiges Instrument der Entwicklungs-, Außen- 
und Europapolitik der Bundesregierung gegenüber 
den MOE-Staaten. Dies gilt insbesondere für Polen, 
nicht zuletzt im Hinblick auf die angestrebte Integra-
tion Polens in die EU. 

Mit den bilateralen Verträgen über die Beschäftigung 
von ausländischen Werkvertragsarbeitnehmern ver-
folgt die Bundesregierung das Ziel, den mittel- und 
osteuropäischen Reformstaaten - so auch Polen - bei 
der Entwicklung marktwirtschaftlicher Strukturen zu 
helfen. Die aufgrund der Verträge möglichen Firmen-
kooperationen leisten einen wichtigen entwicklungs-
politischen Beitrag, weil sie den Unternehmen in den 
Reformstaaten dringend erforderliches marktwirt

-

schaftliches Know-how vermitteln und Investitions-
mittel verschaffen. Die Stabilisierung und Entwicklung 
der Volkswirtschaften der Vertragsländer liegen nicht 
allein im Interesse der Bundesrepublik Deutschland, 
sondern auch der übrigen westeuropäischen Staaten. 
Insofern liegt die Werkvertragsbeschäftigung im Inter-
esse der gesamten EU, weil dem immer wieder 
erhobenen Vorwurf der „Festung Europa" faktisch 
entgegengearbeitet und den der Union assoziierten 
Staaten wesentliche wirtschaftliche und politische 
Hilfe zuteil wird. 

Die Beschäftigung polnischer Werkvertragsarbeit-
nehmer hat auch im Grenzraum Deutschlands zu Polen 
die wichtige Funktion, die wirtschaftliche Annäherung 
beider Länder zu fördern. Die Bundesregierung beab-
sichtigt daher, auch do rt  weiterhin Werkvertragsar-
beitnehmer zuzulassen. Unzumutbare Belastungen des 
Arbeitsmarktes werden dadurch verhindert, daß in Ar-
beitsamtsbezirken mit überdurchschnittlicher Arbeits-
losigkeit (30 % über dem Bundesdurchschnitt) für 
Werkvertragsarbeitnehmer keine Arbeitserlaubnis er-
teilt wird. 

43. Inwiefern stellt die schleppende Abfertigung des 
Lastkraftverkehrs an den Grenzübergängen zu 
Polen ein Handelshemmnis dar? 

Läßt sich volkswirtschaftlicher Schaden durch die 
langen Wartezeiten beziffern? 

Der sprunghafte Anstieg des polnischen Handels mit 
Westeuropa, darunter auch des deutsch-polnischen 
Warenverkehrs und vor allem des Transitverkehrs zwi-
schen West- und Osteuropa, hat zu einer schwierigen 
Lage an der Grenze zwischen Deutschland und Polen 
geführt. Die entstandenen langen Wartezeiten im Lkw

-

Verkehr stellen insbesondere für leichtverderbliche 
Waren und Güter, die kurzfristig geliefert werden 
müssen (just in time), ein großes Handelshemmnis dar. 

Zur Verbesserung der Lage an den deutsch-polnischen 
Grenzübergängen hat die Bundesregierung gemein-
sam mit der polnischen Regierung eine Reihe von 
Maßnahmen eingeleitet. Durch den Bau gemeinsamer 
Güterabfertigungsanlagen, wie der Gemeinschafts-
zollanlage Frankfurt/Oder - Swiecko und der gemein-
samen Abfertigungsanlage Ludwigsdorf-Jedrzychowice, 
soll die Grenzabfertigung beschleunigt werden. Sieben 
neue Grenzübergänge wurden bereits eröffnet, sechs 
weitere Grenzübergänge werden in den nächsten Jah-
ren gebaut. Gegenwärtig wird sowohl auf polnischer 
als auch auf deutscher Seite am Ausbau bzw. an der 
Modernisierung einer großen Anzahl von bestehenden 
Grenzübergängen gearbeitet. 

Das wird zu einer Verbesserung der Lage führen. Bis-
lang ist noch keine nachhaltige Entspannung einge-
treten, da der immense Anstieg des Lkw-Verkehrs an-
gehalten hat. Wartezeiten an den Grenzübergängen 
sind für den internationalen Güteraustausch grund-
sätzlich immer eine Erschwernis: Zeitbedarf und 
Transportkosten steigen, die Leistungsmöglichkeiten 
des Transportsektors werden nicht ausgeschöpft und 
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der Umfang des Warenaustausches kann beein-
trächtigt werden. 

Eine Quantifizierung wi rtschaftlicher Schäden, die 
durch lange Wartezeiten an der Grenze entstanden 
sind, ist der Bundesregierung jedoch mangels stati-
stischer Unterlagen nicht möglich. 

44. Wie beurteilt die Bundesregierung die deutsch-
polnische Zusammenarbeit im Bereich des Um-
weltschutzes im Grenzgebiet, und wo sieht sie die 
Notwendigkeit, diese Zusammenarbeit verstärkt 
zu fördern? 

Durch die Tätigkeit des Deutsch-Polnischen Umwelt-
rats, der Deutsch-Polnischen Kommission für nachbar-
schaftliche Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Um-
weltschutzes, der Deutsch-Polnischen Grenzgewässer-
kommission und der Internationalen Kommission zum 
Schutz der Oder sowie zahlreicher Arbeitsgruppen ist 
eine umfassende Zusammenarbeit im Bereich des Um-
weltschutzes gewährleistet. Gemeinsames Ziel ist die 
umweltverträgliche Entwicklung der grenznahen Ge-
biete, wie sie im „Abkommen zwischen der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung 
der Republik Polen über die Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet des Umweltschutzes" vom 7. April 1994 verein-
bart wurde. Erste Erfolge sind beim Schutz von Oder 
und Ostsee, bei der Luftreinhaltung und im Natur-
schutz zu verzeichnen. Die Bundesregierung und die 
polnische Regierung beteiligen bei ihrer Zusammen-
arbeit die grenznahen deutschen Länder und polni-
schen Woiwodschaften. Die zunehmend enger wer-
denden direkten Beziehungen zwischen Ländern und 
Woiwodschaften werden unterstützt. Erfreulich ist 
auch die beginnende Zusammenarbeit auf kom-
munaler und regionaler Ebene. 

V Instrumentarien zur Förderung des deutschpolni-
schen Grenzraumes 

45. Hält die Bundesregierung die bisherigen Förder-
instrumentarien für ausreichend? 

Welche Defizite und welche Möglichkeiten des 
Ausbaus der Förderung sieht sie? 

Die umfangreichen Fördermaßnahmen der Bundesre-
gierung für die neuen Bundesländer kommen auch den 
Grenzregionen zu Polen zugute, zumal Differenzie-
rungen zugunsten der deutschen Grenzregionen durch 
die zuständigen Länder möglich sind. Darüber hinaus 
gibt es spezielle Programme der EU, die die Entwick-
lungsprobleme an den Außengrenzen der Gemein-
schaft bewältigen helfen und die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit unterstützen sollen. Die Bundesre-
gierung begrüßt und unterstützt ausdrücklich die An-
strengungen der EU für ihre östliche Außengrenze im 
Rahmen der Programme INTERREG II und PHARE/ 
CBC. Die EU hat auf die politischen Veränderungen in 
Europa auch durch die Installierung dieser Programme 
rasch und flexibel reagie rt . 

Die Bundesregierung wird sich dafür einsetzen, daß 
Reibungsverluste, die gegenwärtig den verzahnten 
Einsatz beider Programme erschweren (vor allem auf-
grund unterschiedlicher Rechtsgrundlagen, unter-
schiedlicher Haushaltsregelungen und Entschei-
dungsmechanismen), minimiert werden (s. hierzu auch 
die Antworten zu den Fragen 46 und 47). 

Die Instrumentarien zur Förderung der deutschen 
Sprache im polnischen Teil der Grenzregion haben sich 
bewährt , ebenso die zur Förderung der deutschen 
Minderheit. Der Deutschunterricht leidet hier - wie im 
Rest des Landes - unter dem Mangel an qualifizierten 
Deutschlehrern. Deutsche Fördermaßnahmen können 
diesen Mangel nicht unmittelbar beheben. Sie sollen 
vielmehr polnische Eigenanstrengungen unterstützen, 
die Ausbildung eigener Deutschlehrer zu verbessern 
und zu beschleunigen. Da kurzfristige Erfolge nicht zu 
erwarten sind, sind die Maßnahmen längerfristig an-
gelegt. 

Die Förderung der deutschen Minderheit entspricht 
der vergleichsweise geringen Zahl von Deutschstäm-
migen in der Grenzregion. Sie zielt darauf ab, auch 
diese Bevölkerungsgruppe zu einem Bindeglied zwi-
schen den beiden Ländern zu machen. 

Bei der Förderung von Projekten in Polen im Bereich 
des Umweltschutzes zeichnen sich folgende Ent-
wicklungen ab, die durch die Bundesregierung unter-
stützt werden: 

— Abbau von reinen Beratungsleistungen und ver

-

stärkte Unterstützung von Investitionsmaßnahmen, 

— Umstellung der Förderung von reinen Zuschüssen 
auf Zinszuschüsse/Einbindung von Banken in das 
Fördergeschäft, 

— Verbesserung der Informationen über Fördermög-
lichkeiten und Verzahnung von Fördermitteln ver-
schiedener Geldgeber, 

— Beachtung der Umweltverträglichkeit bei allen 
Fördermaßnahmen, Festschreiben von (Mindest-) 
EU-Standards. 

46. Wie kann im Zusammenwirken mit der EU bei 
grenzüberschreitenden Projekten im Wirtschafts-, 
Sozial- und Umweltbereich eine Vereinfachung der 
Mittelinanspruchnahme aus unterschiedlichen 
Fördertöpfen (PHARE, Interreg) erreicht werden? 

Die Bundesregierung hat sich - sowohl bilateral im 
Zusammenwirken mit den jeweiligen Nachbarländern 
als auch im Rahmen der EU- aktiv für die Entwicklung 
der Zusammenarbeit zwischen den Grenzregionen an 
der deutsch-polnischen bzw. der deutsch-tschechi-
schen Grenze eingesetzt. Von seiten der EU wurde da-
bei auf die für diese Gebiete vorhandenen Finanzie-
rungsinstrumente PHARE und INTERREG zurück-
gegriffen. Da beide zu unterschiedlicher Zeit mit 
jeweils spezifischen Aufgabengebieten autonom ent-
standen sind und sich einmal an Mitgliedsländer der 
EU (INTERREG), das andere Mal an Nichtmitglieder 
der EU (PHARE) wenden, weisen sie erhebliche Un- 
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terschiede in Aufbau, Ausrichtung und Abwicklung 
auf. 

Während die Gemeinschaftsinitiative INTERREG als 
Regionalförderungsprogramm der EU mit mehrjähriger 
Finanzplanung Projekte weitgehend in Verantwortung 
der jeweiligen EU-Regionen (in Zusammenarbeit mit 
der Kommission/GD XVI) abwickelt, basiert das 
PHARE-Programm für die mittel- und osteuropäischen 
Länder auf einem jährlichen Haushalt. Projektplanung 
und -abwicklung erfolgen im wesentlichen durch die 
Kommission; die mittel- und osteuropäischen Länder 
haben lediglich Vorschlagsrecht für Projekte innerhalb 
vorgegebener Richtlinien. Eine Verbindung von 
PHARE- und INTERREG-Programm hat sich erst 1994 
mit dem Beschluß des. Europäischen Parlaments er-
geben, eine gesonderte PHARE-Haushaltslinie für 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit an den Gren-
zen EU - MOEL einzurichten. Eine positive Rolle spie-
len dabei gemeinsame (bilaterale) Programmierungs-  
und Monitoringausschüsse zwischen EU-Mitgliedstaat 
und angrenzenden mittel- oder osteuropäischen Län-
dern. Sie gewährleisten den notwendigen Informa-
tionsaustausch und nehmen auf Projektebene Koor-
dinierung und Abstimmung der beiden Programme 
vor. Mittels einer (indikativen) Mehrjahresplanung im 
PHARE-Programm konnte zumindest die zeitliche 
Komponente dieser beiden unterschiedlichen Finan-
zierungsinstrumente miteinander verzahnt werden. 

Eine weitergehende Angleichung der beiden In-
strumente PHARE und INTERREG im Sinne einer er-
heblichen Vereinfachung der Mittelinanspruchnahme 
aus diesen unterschiedlichen Förderinstrumenten er-
scheint aufgrund der o. g. grundsätzlichen Unter-
schiede unter den gegebenen Umständen un-
realistisch. 

47. Welche Chancen sieht die Bundesregierung, dar-
auf hinzuwirken, daß ab 1999 Interreg II und 
PHARE-Crossborder-Cooperation durch eine ein-
heitliche EU-Grenzlandförderung abgelöst wer-
den?  

Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit INTER

-

REG II - PHARE/CBC ist 1994 mit dem Beschluß des 
Europäischen Parlaments zur Errichtung einer ge-
sonderten PHARE-Haushaltslinie für grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit an den Grenzen EU

-

MOEL entstanden. Die seither erzielten Ergebnisse 

sind grundsätzlich positiv zu bewe rten. INTERREG II/ 
PHARE/CBC leistet einen wichtigen Beitrag im Rah-
men der Strategie zur Heranführung der MOEL an die 
EU. Aufgrund der guten Erfahrungen sollte das noch 
nicht ausgeschöpfte Potential für die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit im bisherigen Rahmen 
genutzt werden. Die Bundesregierung wird sich dafür 
einsetzten, daß gewisse Schwächen des gegen-
wärtigen Förderinstrumentariums bei einer möglichen 
Fortsetzung der EU-Hilfen für die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit nach 1999 beseitigt wer-
den. 

48. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
den Grenzraum über die EU-Förderung durch In-
terreg und PHARE hinaus durch Bund und Länder 
gezielt zu fördern? 

Die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio-
nalen Wirtschaftsstruktur" ist ein Förderinstrument, 
das strukturschwache Regionen gezielt fördert und so-
mit notwendige Anpassungen ermöglicht. Ab 1997 
werden die Fördermöglichkeiten in den neuen Ländern 
regional differenziert. In den Grenzregionen gelten 
weiterhin die höchsten Fördersätze. Wenn es die Pro-
blemlage erfordert, können die neuen Länder be-
sonders strukturschwachen Grenzregionen künftig 
einen größeren Präferenzvorsprung als bisher ein-
räumen. Dabei ist aber nicht die Grenzlage das ent-
scheidende Kriterium, maßgeblich ist vielmehr die an-
hand objektiver, vergleichbarer Indikatoren meßbare 
Strukturschwäche der Regionen. 

Neben diesem wichtigsten Regionalförderprogramm 
steht der deutschen Grenzregion auch das gesamte 
nicht regionalspezifische Instrumentarium des Bundes 
(z. B. Investitionszulage, Sonderabschreibungen, ERP, 
EKH etc.) zur Verfügung. 

Im Bereich des Umweltschutzes wird die Bundesregie-
rung auch weiterhin ausgewählte Vorhaben mit Mo-
dellcharakter, die zur Verminderung grenzüber-
schreitender Umweltbelastungen beitragen, fördern. 

Zu den eventuellen Fördermöglichkeiten der Länder 
kann die Bundesregierung wegen fehlender Zustän-
digkeit grundsätzlich keine Stellung nehmen. Im übri-
gen wird auf die Gesamtheit der oben dargestellten 
Fördermaßnahmen verwiesen. 




